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786. Verordnung: Handelskammerwahlordnung 1994 — HKWO 1994
787. Verordnung: Änderung der Fachgruppenordnung

786. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über die
Wahlen nach dem Handelskammergesetz
(Handelskammerwahlordnung 1994 —

HKWO 1994)
Auf Grund des Handelskammergesetzes, BGBl.

Nr. 182/1946, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 958/1993, wird verordnet:

1 . A b s c h n i t t

Allgemeine Bestimmungen

Anordnung der Wahlen

§ 1. (1) Die Wahlen der Organe der nach dem
Handelskammergesetz gebildeten Organisationen
sind innerhalb der letzten sechs Monate vor Ablauf
ihrer Funktionsperiode abzuhalten. Die Wahlen
können jedoch um höchstens sechs Monate
hinausgeschoben werden, wenn dies notwendig
ist, um sie im Bereich sämtlicher Landeskammern
möglichst gleichzeitig durchzuführen.

(2) Im Bereich jeder Landeskammer sind die
Wahlen in die Fachgruppen und Fachvertretungen
gleichzeitig abzuhalten. Kann in einer Fachgruppe
(Fachvertretung) oder in einer Sektion in Erman-
gelung eines gültigen Wahlvorschlages die Wahl
zum vorgesehenen Termin nicht abgehalten
werden, so werden dadurch die Wahlgänge in
den anderen Fachgruppen (Fachvertretungen) und
auch die weiteren Wahlgänge nicht gehemmt.

Hauptwahlkommission

§ 2. (1) Zur Durchführung und Leitung der
Wahlen wird bei jeder Wirtschaftskammer
(Bundeskammer, Landeskammer) eine Hauptwahl-
kommission gebildet. Die Hauptwahlkommission
besteht aus einem Vorsitzenden, seinem Stellver-
treter, sechs Mitgliedern und sechs Ersatzmit-
gliedern; der Vorsitzende und sein Stellvertreter
werden auf Vorschlag des Vorstandes der jeweils
in Betracht kommenden Kammer vom Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten
ernannt. Sie müssen rechtskundige Verwaltungs-
beamte sein. Die sechs Mitglieder und die sechs
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Ersatzmitglieder werden auf Vorschlag des Vor-
standes der jeweils in Betracht kommenden
Kammer vom Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten aus dem Kreis der wählbaren
Personen bestellt. Die im Vorstand der Kammer
vertretenen Wählergruppen müssen im Verhältnis
ihrer Stärke auch in der Hauptwahlkommission
vertreten sein.

(2) Der Hauptwahlkommission obliegt insbeson-
dere:

1. die Bestellung der Wahlkommissionen,
Zweigwahlkommissionen sowie der. Hilfs-
organe,

2. die Bestimmung der Wahlorte, Wahlspren-
gel, der Wahltage und der Wahlzeiten,

3. die Ausschreibung der Wahlen,
4. die Bestimmung, an welcher Stelle sowie

innerhalb welcher Zeit (Tag und Stunde) die
Wählerlisten zur Einsichtnahme aufliegen,

5. die Ausstellung der Wahlkarten und die
Festlegung der Zweigwahlkommissionen für
Wahlkartenwähler,

6. die Entscheidung über die Wählbarkeit der
Wahlwerber und über die Gültigkeit der
Wahlvorschläge sowie die Verlautbarung
der Wahlvorschläge,

7. die Zuweisung der Mandate an die Wähler-
gruppen sowie die Verlautbarung der Wahl-
ergebnisse,

8. die Entscheidung über Einsprüche gegen die
Ermittlung des Wahlergebnisses,

9. die Bestellung weiterer Mitglieder gemäß
§§ 33 und 39 Abs. 2,

10. die Wahl der Fachverbandsausschüsse,
11. die Wahl der Bundessektionsleitungen,
12. die Entscheidung über die Wahl bei

erledigten Mandaten und Funktionen (§ 40),
13. die Abberufung von Einzelorganen und

Mitgliedern von Kollegialorganen gemäß
§ 47 Abs. 4 HKG.

(3) Eine Person kann jeweils nur einer mit
Wahlangelegenheiten befaßten Kommission ange-
hören.
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Wahlkommissionen, Zweigwahlkommissionen

§ 3. (1) Die Hauptwahlkommission kann für
jede Fachgruppe (Fachvertretung) und jede Sektion
eine Wahlkommission errichten. Wenn dies der
Vereinfachung des Verfahrens dient, können
Wahlkommissionen auch gemeinsam für mehrere
oder für alle Fachgruppen (Fachvertretungen) einer
Sektion oder gemeinsam für alle Fachgruppen
(Fachvertretungen) einer Sektion und die betref-
fende Sektion errichtet werden. Die Wahlkommis-
sionen bestehen aus je sechs von der Hauptwahl-
kommission aus dem Kreis der wählbaren Personen
zu bestellenden Mitgliedern. Die im Vorstand der
Kammer vertretenen Wählergruppen müssen im
Verhältnis ihrer Stärke auch in den Wahlkommis-
sionen vertreten sein. Für jedes Mitglied ist ein
Ersatzmitglied zu bestellen. Die Mitglieder wählen
aus ihrer Mitte mit einfacher Stimmenmehrheit den
Vorsitzenden, sofern dieser nicht von der Haupt-
wahlkommission bestellt wird.

(2) Der Wahlkommission obliegt:
1. die Erstellung der Wählerlisten,
2. die Auflegung der Wählerlisten,
3. die Entscheidung über Einsprüche gegen die

Aufnahme oder Nichtaufnahme in die
Wählerlisten,

4. die Entgegennahme der amtlichen Stimm-
zettel bei schriftlicher Durchführung der
Wahl,

5. die Feststellung der Stimmenzahl, der Vor-
zugsstimmen und Streichungen sowie des sich
hieraus ergebenden Überhanges (relevante
Vorzugsstimmen und Streichungen).

(3) Bei den Wahlen in die Fachgruppen und
Fachvertretungen errichtet die Hauptwahlkommis-
sion zur Entgegennahme der amtlichen Stimmzettel
Zweigwahlkommissionen. Bei der Errichtung der
Zweigwahlkommissionen ist davon auszugehen,
daß den Wahlberechtigten unter Berücksichtigung
der örtlichen Verhältnisse sowie des Grundsatzes
einer sparsamen Verwaltung die Stimmabgabe
möglichst erleichtert werden soll. Die Zweigwahl-
kommissionen bestehen aus drei von der Haupt-
wahlkommission zu bestellenden Mitgliedern, von
denen mindestens zwei aus dem Kreis der
wählbaren Personen zu bestellen sind. Je ein
Mitglied der Zweigwahlkommissionen kann aus
dem Kreis der im Bereich der Landeskammer
beschäftigten Mitarbeiter bestellt werden, wenn
dies wegen der Anzahl der Zweigwahlkommissio-
nen geboten scheint. Bezieher einer Pension nach
dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 560/1978, in der jeweils geltenden
Fassung gelten als wählbare Personen. Bei der
Bestellung der Zweigwahlkommissionen muß auf
die Vertretung der Minderheiten Bedacht genom-
men werden, es sei denn, daß hiefür trotz
Aufforderung durch die Hauptwahlkommission
bis zum Bestellungszeitpunkt keine Vorschläge
eingelangt sind. Für jedes Mitglied ist ein Ersatz-

mitglied zu bestellen. Die Mitglieder wählen aus
ihrer Mitte mit Stimmenmehrheit den Vorsitzen-
den, sofern dieser nicht von der Hauptwahl-
kommission bestellt wird.

(4) Für die Entgegennahme von Wahlkarten
können eigene Zweigwahlkommissionen bestimmt
werden.

Bestimmungen über Hauptwahl-, Wahl- und
Zweigwahlkommissionen

§ 4. (1) Die Hauptwahlkommission wird von
ihrem Vorsitzenden einberufen. Die Wahlkommis-
sionen und die Zweigwahlkommissionen werden
erstmals vom Vorsitzenden der Hauptwahlkommis-
sion (bei dessen Verhinderung von seinem
Stellvertreter) einberufen; die Wahl der Vorsitzen-
den leitet bei den Wahlkommissionen der Vor-
sitzende der Hauptwahlkommission oder ein von
ihm bestimmtes Mitglied der Hauptwahlkommis-
sion, bei den Zweigwahlkommissionen der Vor-
sitzende der Hauptwahlkommission oder ein von
ihm bestimmtes Mitglied der Hauptwahlkommis-
sion oder einer Wahlkommission. Zur ersten
Sitzung der Wahlkommission und der Zweigwahl-
kommission sind auch die Ersatzmitglieder ein-
zuberufen. Die weiteren Sitzungen der Wahl-
kommissionen und Zweigwahlkommissionen wer-
den von ihren Vorsitzenden einberufen. In
sämtlichen Kommissionen haben die Einladungen
zu den Sitzungen schriftlich mit bescheinigter
Postsendung oder gegen Nachweis der Zustellung
durch Boten zu geschehen, sofern nicht der
Sitzungstermin in der vorhergehenden Sitzung
vom Vorsitzenden den Sitzungsteilnehmern münd-
lich bekanntgegeben wurde, welcher Umstand im
Protokoll festzuhalten ist; bei der vorhergehenden
Sitzung nicht anwesende Mitglieder sind schriftlich
einzuladen.

(2) Die Hauptwahlkommission ist beschlußfähig,
wenn der Vorsitzende (bei dessen Verhinderung
sein Stellvertreter) und drei Mitglieder, die Wahl-
kommissionen und die Zweigwahlkommissionen
sind beschlußfähig, wenn der Vorsitzende (bei
dessen Verhinderung der von ihm bestellte
Stellvertreter) und zwei Mitglieder anwesend sind.
Die Ersatzmitglieder treten im Verhinderungsfall
der Mitglieder an deren Stelle.

(3) Sämtliche Kommissionen fassen ihre
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzen-
den. An Stelle eines verhinderten Mitgliedes ist
zunächst das für dieses Mitglied bestimmte
Ersatzmitglied und, wenn auch dieses ausfällt,
eines der übrigen Ersatzmitglieder stimmberechtigt.
Die Sitzungen der Kommissionen sind nicht
öffentlich.
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(4) Die Hauptwahlkommission kann den Vor-
sitzenden ermächtigen, sofern dies im Interesse der
Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und
Kostenersparnis gelegen ist, in bestimmten Angele-
genheiten für sie tätig zu werden.

(5) Das Amt in der Hauptwahlkommission, in
den Wahlkommissionen und in den Zweigwahl-
kommissionen ist ein Ehrenamt und mit keinerlei
Bezügen verbunden. Die den Mitgliedern (Ersatz-
mitgliedern) bei der Ausübung ihrer amtlichen
Tätigkeit erwachsenden Barauslagen sind zu
vergüten. Die Vergütung kann auch durch
Pauschalbeträge erfolgen.

(6) Vor Antritt des Amtes legen der Vorsitzende
der Hauptwahlkommission und sein Stellvertreter
in die Hand des Bundesministers für wirtschaftliche
Angelegenheiten das Gelöbnis strenger Unpartei-
lichkeit und gewissenhafter Erfüllung der mit dem
Amt verbundenen Pflichten ab. Der Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten kann den
Landeshauptmann zur Entgegennahme eines
Gelöbnisses ermächtigen, sofern dies im Interesse
der Zweckmäßigkeit und Zeitersparnis gelegen ist.
Das gleiche Gelöbnis legen die übrigen Mitglieder
und Ersatzmitglieder der Hauptwahlkommission
sowie die Mitglieder und Ersatzmitglieder der
Wahlkommissionen und der Zweigwahlkommissio-
nen durch Zusendung der unterfertigten Gelöbnis-
formel an den Vorsitzenden der Hauptwahl-
kommission ab.

(7) Die Geschäftsstelle der Hauptwahlkommis-
sion und der Wahlkommissionen ist die Kammer-
direktion (das Generalsekretariat).

(8) Die vor jeder Wahl gebildeten Hauptwahl-,
Wahl- und Zweigwahlkommissionen bleiben bis
zur Konstituierung der neuen Kommissionen
anläßlich der nächsten Wahl im Amt. Den neuen
Kommissionen stehen sämtliche Obliegenheiten
auch bezüglich der auslaufenden Funktionsperiode
zu.

(9) Den Sitzungen der Hauptwahlkommission
sind der Direktor (Generalsekretär) sowie der
Leiter ihrer Geschäftsstelle mit beratender Stimme
beizuziehen. Den Sitzungen der Wahlkommissio-
nen ist ein vom Direktor (Generalsekretär) zu
bestimmender Angestellter mit beratender Stimme
beizuziehen.

(10) Die Hauptwahlkommission und die Wahl-
kommissionen können beschließen, auch Kammer-
mitglieder oder Kammerangestellte für bestimmte
Aufgabenstellungen zur Mitarbeit heranzuziehen.
Diese Personen sind zur strikten Einhaltung der
Verschwiegenheit verpflichtet und vom betreffen-
den Vorsitzenden auf diese Verpflichtung aus-
drücklich hinzuweisen.

(11) Mitglieder und Ersatzmitglieder der Wahl-
und Zweigwahlkommissionen, bei denen nachträg-
lich Umstände eintreten, die ihre Wählbarkeit
ausschließen, sind von der Hauptwahlkommission

abzuberufen; Mitglieder und Ersatzmitglieder der
Hauptwahlkommission im gleichen Falle von der
Aufsichtsbehörde. Mitglieder und Ersatzmitglieder
der Hauptwahl-, Wahl- und Zweigwählkommissio-
nen, bei denen nachträglich Umstände bekannt-
werden, die ihre Wählbarkeit bereits im Zeitpunkt
der Wahl ausgeschlossen haben, oder die sich eine
gröbliche Verletzung oder Vernachlässigung ihrer
Pflichten zuschulden kommen lassen, sind von der
Aufsichtsbehörde abzuberufen.

Wahlkatalog

§ 5. Die Anzahl der zu wählenden Mitglieder
der Fachgruppenausschüsse bzw die Anzahl der
Fachvertreter ist in dem im Anhang (Anlage 1)
angeführten Wahlkatalog festgesetzt. Sie beträgt
bei Fachgruppen mindestens fünf, höchstens aber
40, bei Fachvertretungen mindestens ein, höchstens
aber vier Mandate und ist unter Berücksichtigung
der Zahl der Wahlberechtigten und der wirtschaft-
lichen Bedeutung des betreffenden Berufszweiges
zu bestimmen. Es ist die gleiche Anzahl von
Ersatzmitgliedern zu wählen.

2. A b s c h n i t t

Wahlen in die Fachgruppenausschüsse

Ausschreibung der Wahlen

§ 6. (1) Die Hauptwahlkommission hat die
Wählkundmachung zu erlassen. Zwischen der
Veröffentlichung der Wahlkundmachung und dem
ersten Wahltag muß ein Zeitraum von mindestens
zehn Wochen liegen.

(2) In der Wahlkundmachung müssen alle für
die Wählergruppen und Wahlberechtigten zur
Beteiligung an der Wahl erforderlichen Angaben
enthalten sein. Sie muß enthalten

a) den Wahltag oder die beiden Wahltage,
b) die Angabe, wo, für welchen örtlichen

Bereich und wann die Wahl durchgeführt
wird (Wahlorte und Wahllokale, Wahlspren-
gel, Wahlzeiten),

c) das zu wählende Organ und die Anzahl der
zur Besetzung gelangenden Mandate (Mit-
glieder und Ersatzmitglieder),

d) die Angaben, wo und wann die Wählerlisten
und die Wahlordnung eingesehen werden
können,

e) die Bestimmung, daß Einsprüche gegen die
Aufnahme oder Nichtaufnahme in die
Wählerlisten binnen zehn Tagen nach
Auflegung der Wählerlisten bei der Wahl-
kommission einzubringen sind, und daß
verspätet eingebrachte Einsprüche unberück-
sichtigt bleiben,

f) die Aufforderung, daß Wahlvorschläge
schriftlich bei der Hauptwahlkommission
spätestens sechs Wochen (Tag und Stunde)
vor dem ersten Wahltag eingereicht werden
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müssen, widrigenfalls sie nicht berücksichtigt
werden,

g) die Bestimmung, daß die Wahlvorschläge
mindestens einen Bewerber enthalten müssen
und nicht mehr Bewerber enthalten dürfen,
als Mandate für Mitglieder und Ersatzmit-
glieder zur Vergebung gelangen,

h) die Bestimmung, daß die Wahlvorschläge von
mindestens 2 vH der Wahlberechtigten,
mindestens jedoch von zwei Wahlberechtig-
ten und, wenn die Zahl der Wahlberechtig-
ten 500 übersteigt, von zehn Wahlberechtig-
ten, in jedem Fall höchstens vom sovielten
Teil der Wahlberechtigten, als Mandate für
Mitglieder zur Vergebung gelangen, unter-
zeichnet sein müssen; Bruchteile von mehr
als 50 vH sind aufzurunden, bis einschließ-
lich 50 vH abzurunden. Neben der Unter-
schrift ist der Name in Klarschrift auszu-
weisen,

i) die Angabe der Zahl der Wahlberechtigten
sowie der Mindestzahl der nach lit. h
erforderlichen Unterschriften,

j) die Angabe, wo und wann die zur Wahl-
handlung zugelassenen Wahlvorschläge zur
Einsicht für die Wahlberechtigten aufliegen
werden,

k) die Bestimmung, daß Stimmen gültig nur für
zugelassene Wahlvorschläge abgegeben wer-
den können,

1) die Bestimmung, wie die Stimmenabgabe zu
erfolgen hat,

m) die Bestimmung, bis zu welchem Zeitpunkt
(Tag und Stunde) bei der Hauptwahlkom-
mission die Ausstellung von Wahlkarten
beantragt werden kann.

(3) Die Hauptwahlkommission bestimmt, ob die
Wahl an einem oder zwei Tagen stattfindet.

(4) Die Wahlkundmachung ist in geeigneter
Weise, zumindest jedoch durch Anschlag in der
Kammerdirektion, bei der Sektionsgeschäftsstelle,
bei der Fachgruppe und bei den Bezirksstellen oder
durch Verlautbarung im Mitteilungsblatt der
Landeskammer zu veröffentlichen. Die Ausschrei-
bung der Wahl kann für eine, mehrere oder alle
Fachgruppen in einer Wahlkundmachung erfolgen.

Aktives Wahlrecht

§ 7 (1) Aktiv wahlberechtigt sind die Mitglieder
der Fachgruppe (Fachvertretung). Voraussetzung
für die Zulassung zur Wahlhandlung ist die
Eintragung in die Wählerliste der zuständigen
Fachgruppe (Fachvertretung).

(2) Innerhalb einer Fachgruppe (Fachvertretung)
hat jeder Wahlberechtigte nur eine Stimme.

(3) Juristische Personen, offene Handelsgesell-
schaften, Kommanditgesellschaften sowie eingetra-
gene Erwerbsgesellschaften haben zur Ausübung
des Wahlrechtes einen Gesellschafter, ein Vor-

stands- oder Aufsichtsratsmitglied, einen Geschäfts-
führer oder Prokuristen zu bevollmächtigen; die
bevollmächtigte physische Person hat eine auf ihren
Namen lautende firmenmäßig gezeichnete Erklä-
rung über die erteilte Vollmacht bei Ausübung des
Wahlrechtes vorzulegen.

(4) Für öffentliche Unternehmungen ist der von
dem zuständigen Organ mit der Ausübung des
Wahlrechtes betraute und hierüber durch eine
schriftliche Erklärung ausgewiesene Vertreter
wahlberechtigt.

Ausschluß vom Wahlrecht

§ 8. (1) Ausgeschlossen vom Wahlrecht sind alle
physischen und juristischen Personen sowie offenen
Handelsgesellschaften, Kommanditgesellschaften
und eingetragenen Erwerbsgesellschaften, über
deren Vermögen ein Konkurs- oder hinsichtlich
derer ein Ausgleichsverfahren eröffnet ist oder bei
denen innerhalb der letzten zwei Jahre ein Antrag
auf Eröffnung des Konkursverfahrens mangels
Vermögens abgewiesen wurde.

(2) Ausgeschlossen vom Wahlrecht und seiner
Ausübung nach § 7 sind ferner alle physischen.
Personen,

a) die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben,

b) die vom Wahlrecht in den Nationalrat
ausgeschlossen sind oder bei Besitz der
Staatsbürgerschaft ausgeschlossen wären.

Passives Wahlrecht

§ 9. (1) Wählbar sind alle in der Fachgruppe
(Fachvertretung) Wahlberechtigten, die das 19
Lebensjahr vollendet haben, wenn die das Wahl-
recht begründende Berechtigung durch den Wahl-
werber bzw durch die juristische Person, offene
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft sowie
eingetragene Erwerbsgesellschaft, deren Vertreter
gewählt werden soll, ausgeübt wird. Zur Ausübung
eines Saisonbetriebes berechtigte Personen sind
wählbar, wenn die Berechtigung in den letzten
zwölf Monaten wenigstens zeitweise ausgeübt
wurde. Von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind
wahlberechtigte Personen, die weder die öster-
reichische Staatsbürgerschaft noch eine solche der
Staaten, die Vertragsparteien des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum sind oder eine
andere Staatsbürgerschaft besitzen, die im Falle der
Gegenseitigkeit der österreichischen Staatsbürger-
schaft gleichzuhalten ist.

(2) Das passive Wahlrecht richtet sich nach den
Verhältnissen am Stichtag. Gegenseitigkeit gemäß
Abs. l liegt vor, wenn österreichische Staatsbürger
hinsichtlich des passiven Wahlrechtes für Funk-
tionen in vergleichbaren Organisationen des
betreffenden Staates mit dessen Staatsbürgern
gleich behandelt werden. Die Vergleichbarkeit ist
insbesondere nach dem Zweck, der Mitgliedschaft
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und den Aufgaben zu beurteilen. Der Kammertag
stellt mit Beschluß fest, mit welchen Staaten
Gegenseitigkeit besteht. Solche Beschlüsse des
Kammertages sind jedenfalls bis zum 30. Sep-
tember des den Wahlen vorangehenden Kalender-
jahres zu fassen.

(3) Bei juristischen Personen, offenen Handels-
gesellschaften, Kommanditgesellschaften sowie ein-
getragenen Erwerbsgesellschaften ist das passive
Wahlrecht nicht an die Person gebunden, durch die
das aktive Wahlrecht ausgeübt wird. Wählbar ist
auch jeder andere Gesellschafter, jedes andere
Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglied bzw jeder
andere Geschäftsführer oder Prokurist der juristi-
schen Person, Personengesellschaft oder eingetra-
genen Erwerbsgesellschaft, sofern diese juristische
Person, Personengesellschaft oder eingetragene
Erwerbsgesellschaft für den Betreffenden eine
firmenmäßig gezeichnete Einverständniserklärung
ausstellt. Die Einverständniserklärung ist unwider-
ruflich. Sie erlischt jedoch bei Ausscheiden des
Mandatars (Bewerbers) aus der betreffenden
juristischen Person bzw Gesellschaft.

(4) Die Wiederwahl in ein und dieselbe Funktion
als Einzelorgan, ausgenommen die eines Vorsteher-
Stellvertreters einer Fachgruppe, ist für die
unmittelbar folgenden Funktionsperioden nur
zweimal zulässig. Wurde die Funktion nicht
während der gesamten Funktionsperiode ausgeübt,
bleibt diese Funktionsausübung unberücksichtigt.
Die Funktionsperiode eines Einzelorgans beginnt
hiebei mit der erstmaligen Wahl (§27 Abs. 1) und
endet mit der erstmaligen Wahl dieses Einzel-
organs am Beginn der nächsten Funktionsperiode.
Eine volle Funktionsperiode liegt jedenfalls dann
nicht vor, wenn der betreffende Organwalter für
das Einzelorgan in einer Nachwahl gewählt wurde.

Stichtag

§ 10. Stichtag ist der Tag der Wahlausschrei-
bung. Nach ihm bestimmen sich die Voraus-
setzungen des Wahlrechtes und der Wählbarkeit
(aktives und passives Wahlrecht gemäß §§ 7 bis 9).
Im Falle der Nachwahl von Organen während der
Funktionsperiode gilt als Stichtag der Tag des
Einlangens der entsprechenden Vorschläge bei der
Hauptwahlkommission.

Wählerlisten

§ 11. (1) Für jede Fachgruppe (Fachvertretung)
ist eine Wählerliste (Muster Anlage 4) anzulegen.
Die Wählerliste ist nach jenen örtlichen Bereichen
zu gliedern, für die Zweigwahlkommissionen
eingesetzt sind; die Namen der Wahlberechtigten
sind jeweils in alphabetischer Reihenfolge zu
führen.

(2) Die Wählerliste hat zu enthalten:
a) die Bezeichnung (Kurzbezeichnung) der

Fachgruppe (Fachvertretung),

b) eine fortlaufende Nummer für jeden Wahl-
berechtigten,

c) Zu- und Vorname des wahlberechtigten
Fachgruppenmitgliedes (Mitgliedes der Fach-
vertretung) bzw bei protokollierten Unter-
nehmen den Firmawortlaut; sind bei Einzel-
firmen Firmawortlaut und Name des wahl-
berechtigten Firmeninhabers verschieden, ist
auch letzterer anzuführen,

d) die Anschrift des Unternehmens; kommen
für einen Wahlberechtigten zwei oder
mehrere Anschriften in Betracht oder übt er
die Berechtigung ambulant aus, so ist eine
Anschrift zu bestimmen, der dem Wahl-
berechtigten die Ausübung des Wahlrechtes
möglichst erleichtert; die Hauptwahlkommis-
sion kann bestimmen, daß das Wahlrecht in
genau zu bestimmenden Fällen (zum Beispiel
bei verpachteten oder nicht ausgeübten
Berechtigungen) bei einer anderen Zweig-
wahlkommission als jener, die auf Grund der
Anschrift zuständig wäre, auszuüben ist,
wenn dies die Ausübung des Wahlrechtes
erleichtert,

e) eine Rubrik für die fortlaufende Nummer
des Abstimmungsverzeichnisses,

f) eine Anmerkungskolonne, in der insbesonde-
re verzeichnet ist, daß dem Wahlberechtigten
eine Wahlkarte ausgestellt wurde.

(3) Jede Landeskammer hat auf Verlangen den
in ihrer Vollversammlung vertretenen Wähler-
gruppen die verfügbaren Daten zu übermitteln,
die zur laufenden Führung der Listen der aktiv und
passiv wahlberechtigten Kammermitglieder durch
die Wählergruppen notwendig sind. Der Kostener-
satz wird vom Präsidium der Landeskammer
geregelt. Den Wählergruppen ist eine Weitergabe
dieser Daten untersagt.

Einspruch gegen die Wählerlisten

§ 12. (1) Spätestens drei Tage nach der
Wahlausschreibung sind vollständige Wählerlisten
bei der Fachgruppe sowie am Sitz der Kammer
und Wählerlisten für die in den Bezirk fallenden
Bereiche der Zweigwahlkommissionen am Sitz der
Bezirksstelle mit der Bekanntmachung öffentlich
aufzulegen, daß Einsprüche binnen zehn Tagen
nach Auflegung der Wählerlisten bei der Wahl-
kommission eingebracht werden können. Die
Bekanntmachung über die Auflegung der Wähler-
listen und die Einspruchsmöglichkeit ist in der
gleichen Weise wie die Wahlkundmachung zu
veröffentlichen (§ 6 Abs. 4).

(2) Innerhalb der Einspruchsfrist kann jeder in
der betreffenden Fachgruppe (Fachvertretung)
Wahlberechtigte wegen Aufnahme vermeintlich
Nichtwahlberechtigter oder wegen Nichtaufnahme
vermeintlich Wahlberechtigter schriftlich Einspruch
erheben. Dieses Einspruchsrecht steht jedem
vermeintlich Wahlberechtigten auch bezüglich
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seiner eigenen Nichtaufnahme in die Wählerliste
zu. Jeder Einspruch darf nur gegen die Aufnahme
oder Nichtaufnahme einer einzelnen physischen
Person, juristischen Person, offenen Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft oder eingetragenen
Erwerbsgesellschaft gerichtet sein; ist ein Einspruch
gleichzeitig gegen die Aufnahme oder Nichtauf-
nahme mehrerer Personen gerichtet, so ist er dem
Einspruchswerber ohne Verzug zur Behebung des
Gebrechens zurückzustellen. Jeder Einspruch ist
entsprechend zu begründen.

(3) Vom ersten Tag der Auflegung der Wähler-
listen an dürfen Änderungen an ihnen nur mehr im
Wege des Einspruchsverfahrens vorgenommen
werden; ausgenommen hievon sind Formgebre-
chen, wie zum Beispiel Schreibfehler und derglei-
chen.

(4) Die Geschäftsstelle der Wahlkommission hat
Personen, gegen deren Aufnahme in die Wähler-
listen Einspruch erhoben wurde, hievon mit
bescheinigter Postsendung zu verständigen. Ein-
wendungen der Betroffenen können nur berück-
sichtigt werden, wenn sie innerhalb von drei Tagen
nach Zustellung der Verständigung bei der Wahl-
kommission schriftlich vorgebracht werden.

(5) Über Einsprüche entscheidet die Wahl-
kommission binnen zehn Tagen nach Ablauf der
Einspruchsfrist. Gegen die Entscheidung der
Wahlkommission ist ein weiteres ordentliches
Rechtsmittel nicht zulässig. Die Entscheidung ist
dem Einspruchswerber und dem Betroffenen
mitzuteilen. Die auf Grund der Entscheidung
allenfalls erforderlichen Abänderungen der Wähler-
liste sind sofort durchzuführen. Bei jeder Änderung
ist ein Hinweis auf die Entscheidung anzubringen.

(6) Nach Abschluß des Einspruchsverfahrens hat
die Wahlkommission die Wählerliste abzuschlie-
ßen. Die abgeschlossene Wählerliste ist der Wahl
zugrunde zu legen.

Wahlvorschläge

§ 13. (1) Wählergruppen, die sich an der
Wahlwerbung beteiligen wollen, haben ihre Wahl-
vorschläge spätestens sechs Wochen vor dem ersten
Wahltag der Hauptwahlkommission schriftlich
vorzulegen, die den Empfang des Wahlvorschlages
unter Angabe des Tages und der Zeit seines
Einlangens zu bestätigen hat.

(2) Jeder Wahlvorschlag hat Zu- und Vorname,
Geburtsdaten und Anschrift mit Postleitzahl jedes
Wahlwerbers in der vorgeschlagenen Reihenfolge
zu enthalten (Bewerberliste). Die Wahlvorschläge
müssen von der in der Wahlkundmachung
angeführten Mindestzahl von Wahlberechtigten
(Unterstützer) unter Beifügung des Namens- bzw
Firmenwortlautes und des Standortes der Berech-
tigung unterstützt werden und mindestens einen
Bewerber, jedenfalls aber nur so viele Bewerber, als

Mandate für Mitglieder und Ersatzmitglieder zur
Vergebung gelangen, aufweisen. Bereits eingereich-
te gültige Wahlvorschläge bleiben gültig, wenn
auch nachträglich eine Verminderung der im
Wahlvorschlag bezeichneten Bewerber oder Unter-
stützer eintritt. Anläßlich der Mängelbehebung
gemäß § 14 Abs.l ist sicherzustellen, daß der
Wahlvorschlag jedenfalls einen Bewerber und die
erforderliche Anzahl von Unterstützungserklärun-
gen aufweist. Die Unterstützung muß durch
Unterschrift nachgewiesen werden (Unterstüt-
zungserklärung). Neben der Unterschrift ist der
Name in Klarschrift auszuweisen.

(3) Die Zustimmung jedes Bewerbers zu seiner
Aufnahme in die Bewerberliste muß durch seine
Unterschrift nachgewiesen werden (Zustimmungs-
erklärung). Neben der Unterschrift ist der Name in
Klarschrift auszuweisen. Die Unterstützungs- und
Zustimmungserklärungen können dem Wahlvor-
schlag beigeschlossen werden.

(4) Für die Aufnahme in den Wahlvorschlag ist
bei Vertretern von juristischen Personen, offenen
Handelsgesellschaften, Kommanditgesellschaften
und eingetragenen Erwerbsgesellschaften die Bei-
bringung einer firmenmäßig gezeichneten Einver-
ständniserklärung erforderlich. Der Wahlvorschlag
hat einen Hinweis auf diesen Umstand zu
enthalten. Der Name des Bewerbers und der
Firmawortlaut sind auf der Einverständniserklärung
in Klarschrift anzuführen.

(5) Jeder Wahlvorschlag hat eine von bereits
eingereichten oder gemäß § 14 Abs. 6 zweiter und
dritter Satz zu reihenden Wahlvorschlägen ein-
deutig unterscheidbare Bezeichnung zu führen.
Fehlt eine solche Bezeichnung, so ist der Wahl-
vorschlag nach dem Listenführer, das ist der an
erster Stelle vorgeschlagene Bewerber, zu benen-
nen. Der jeweilige Listenführer gilt als Zustellungs-
bevollmächtigter der Wählergruppe, die den
Wahlvorschlag erstellt hat, sofern nicht ein
Zustellungsbevollmächtigter im Wahlvorschlag
angegeben ist.

(6) Jeder Wahlwerber kann nur im Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe aufscheinen. Wenn er
auch im Wahlvorschlag einer anderen Wähler-
gruppe enthalten ist, ist er von der Geschäftsstelle
der Hauptwahlkommission aufzufordern, binnen
drei Tagen nach Zustellung der Aufforderung zu
erklären, für welchen der Wahlvorschläge er sich
entscheidet. Von allen anderen Wahlvorschlägen
wird er gestrichen. Wenn er sich nicht oder nicht
rechtzeitig erklärt, wird er von allen Wahlvor-
schlägen gestrichen.

(7) Sofern Vertrauenspersonen bestellt werden,
die als Wahlzeugen der Wahlhandlung beiwohnen
können, sind sie im Wahlvorschlag zu benennen.
Die Benennung der Vertrauenspersonen kann von
der Wählergruppe auch in einer besonderen Liste
für mehrere oder alle Fachgruppen geordnet nach
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dem Bereich der Wahlkommissionen und Zweig-
wahlkommissionen erfolgen. Die Vertrauensperso-
nen sind der Hauptwahlkommission namhaft zu
machen. Die Vertrauenspersonen sind berechtigt,
gegebenenfalls beim Abstimmungsverfahren und
bei der Stimmenauszählung anwesend zu sein.

Prüfung, Abänderung und Verlautbarung der
Wahlvorschläge

§ 14. (1) Die Hauptwahlkommission hat die
innerhalb der Einreichungsfrist überreichten Wahl-
vorschläge zu prüfen und vorhandene Mängel
innerhalb von fünf Tagen nach Ablauf der
Einreichungsfrist dem Zustellungsbevollmächtigten
der Wählergruppe mitzuteilen. Zur Behebung der
Mängel ist eine Frist von einer Woche zu setzen.
Änderungen im Wahlvorschlag oder dessen
Zurückziehung sind spätestens bis zum Ablauf
des 36. Tages vor Beginn der Wahlhandlung der
Hauptwahlkommission schriftlich anzuzeigen.
Änderungen im Wahlvorschlag durch Neuauf-
nahme von Wahlwerbern sowie die Zurückzie-
hung des Wahlvorschlages müssen von mindestens
mehr als der Hälfte der Unterstützer gefertigt sein.

(2) Wahlwerber, denen die Wählbarkeit fehlt,
sind von der Hauptwahlkommission aus dem
Wahlvorschlag zu streichen.

(3) Wahlvorschläge, die verspätet überreicht
wurden, sowie Wahlvorschläge, die nicht die
erforderliche Mindestzahl von Unterschriften
tragen und nicht mindestens einen wählbaren
Wahlwerber aufweisen, sind nicht zuzulassen.

(4) Wird kein Wahlvorschlag überreicht oder
können sämtliche eingereichten Wahlvorschläge
wegen Mangelhaftigkeit nicht zugelassen werden,
so hat die Hauptwahlkommission das Wahlver-
fahren durch neuerliche Wahlausschreibung von
neuem einzuleiten.

(5) Wird nur ein gültiger Wahlvorschlag
eingebracht, hat die Hauptwahlkommission von
der Fortsetzung des Wahlverfahrens abzusehen,
diese Tatsache zu verlautbaren und die Wahl-
werber des Wahlvorschlages mit dem Wahltag als
gewählt zu erklären. Die Namen der Mitglieder
und Ersatzmitglieder sind gemäß § 24 zu veröf-
fentlichen.

(6) Die eingereichten gültigen Wahlvorschläge
sind von der Hauptwahlkommission in der von ihr
festgestellten Reihenfolge in geeigneter Weise,
zumindest jedoch durch Anschlag in der Kammer-
direktion, bei der Sektionsgeschäftsstelle, bei der
Fachgruppe und bei den Bezirksstellen oder durch
Verlautbarung im Mitteilungsblatt der Landes-
kammer zu veröffentlichen. Die Bewerber jeder
Wählergruppe eines Wahlvorschlages sind mit der
Listennummer sowie mit durchlaufenden arabi-
schen Ziffern zu numerieren. Die Reihenfolge, in
der die Wahlvorschläge zu verlautbaren sind,

richtet sich zunächst nach der Zahl der Kammer-
räte, mit der jene Wählergruppe (Wählergruppen),
in deren Nachfolge eine Wählergruppe nunmehr
auftritt, in der ablaufenden Funktionsperiode in
den Vollversammlungen aller Landeskammern
vertreten ist (sind), wobei nur Kammerräte aus
Sektionen zu berücksichtigen sind, in denen
zumindest für ein Viertel der Fachgruppen
(Fachvertretungen) mehr als ein gültiger Wahlvor-
schlag eingebracht wurde; hiebei sind Unterschiede
in der Bezeichnung der Wählergruppen, desglei-
chen die Zusammenfassung zu einem gemeinsamen
Wahlvorschlag unerheblich; bei der Verlautbarung
der Wahlvorschläge ist mit der Wählergruppe,
welche die größte Zahl von Kammerräten aufweist,
zu beginnen. Die Wahlvorschläge jener Wähler-
gruppen, die nicht in der Vollversammlung
vertreten sind, werden nach den anderen Wahl-
vorschlägen entsprechend dem Zeitpunkt ihrer
Einbringung angeführt. Die Kundmachung der
Wahlvorschläge muß spätestens eine Woche vor
dem ersten angesetzten Wahltag erfolgen. Die
Wahlvorschläge müssen außerdem während dreier
Tage vor dem ersten Wahltag an den in der
Wahlkundmachung bezeichneten Stellen zur Ein-
sichtnahme aufliegen.

Wahlkarten

§ 15. (1) Wahlberechtigte, die sich voraussicht-
lich am Wahltag (an den beiden Wahltagen) an
einem anderen Ort als dem der zuständigen
Zweigwahlkommission aufhalten werden, haben
Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte für jede
in Betracht kommende Direktwahl. Der Anspruch
ist bei der Hauptwahlkommission der für den
Wahlberechtigten zuständigen Landeskammer
schriftlich oder mündlich geltend zu machen, und
zwar spätestens drei Wochen vor dem (ersten)
Wahltag, wobei der Zeitpunkt (Tag und Stunde),
bis zu dem bei der Hauptwahlkommission die
Ausstellung von Wahlkarten beantragt werden
kann, in der Wahlkundmachung anzugeben ist
(§ 6 Abs. 2 lit. m). Bei mündlichem Antrag ist die
Identität durch einen amtlichen Ausweis im Sinne
des § 67 Abs. 2 der Nationalrats-Wahlordnung
1992, BGBl. Nr. 471/1992, in der jeweils gel-
tenden Fassung nachzuweisen. Bei schriftlichem
Antrag kann die Identität auch auf andere Weise,
insbesondere durch persönliche Unterschrift oder
firmenmäßige Zeichnung, glaubhaft gemacht wer-
den. In den Fällen des § 7 Abs. 3 ist zugleich
schriftlich mitzuteilen, wer zur Ausübung des
Wahlrechtes bevollmächtigt wird. Die Hauptwahl-
kommission hat dem Wahlberechtigten die auf
seinen Namen lautende Wahlkarte samt amtlichem
Stimmzettel und Wahlkuvert nach Vorliegen aller
Unterlagen unverzüglich zu übermitteln. Die
Hauptwahlkommission kann beschließen, daß alle
den Wahlkarten angeschlossenen Stimmzettel ohne
Angabe der Wählergruppen ausgestellt werden
(Muster Anlage 3). Irrtümlich übermittelte unrich-
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tige Stimmzettel oder Wahlkuverts können bei der
Geschäftsstelle der Hauptwahlkommission umge-
tauscht werden.

(2) Nachweislich ausgestellte und übermittelte
Wahlkarten dürfen nicht ersetzt werden.

(3) Für Wahlkartenwähler gilt (gelten) der (die)
Wahltag (Wahltage) und Wahlzeiten jener Landes-
kammer, in deren Bereich die Stimmabgabe erfolgt.

(4) Eine Wahl mit Wahlkarten ist bei den dafür
eingerichteten Zweigwahlkommissionen im gesam-
ten Bundesgebiet zulässig. Die mit Wahlkarten
abgegebenen Wahlkuverts sind der Hauptwahl-
kommission der betreffenden Landeskammer
zuzuleiten und von dieser unverzüglich an die
zuständigen Wahlkommissionen der betreffenden
Landeskammer, wenn aber eine andere Landes-
kammer zuständig ist, an deren Hauptwahlkom-
mission weiterzuleiten.

(5) Das Ermittlungsverfahren darf im gesamten
Bundesgebiet erst dann eingeleitet werden, wenn
sämtliche von Wahlkartenwählern abgegebenen
Wahlkuverts mit Ausnahme allfälliger Irrläufer bei
den zuständigen Wahlkommissionen eingelangt
sind.

Amtlicher Stimmzettel

§ 16. (1) Die Stimmabgabe erfolgt mittels
amtlichen Stimmzettels (Anlage 2). Für jede Fach-
gruppe (Fachvertretung) ist außer in den Fällen des
§ 14 Abs. 5 ein amtlicher Stimmzettel aufzulegen,
der, abgesehen von den Fällen der §§15 Abs. l
und 18 Abs. 5, die Bezeichnung der Wähler-
gruppen in der Reihenfolge zu enthalten hat, in der
ihre Wahlvorschläge verlautbart wurden (§14
Abs. 6). Den unterscheidenden Bezeichnungen der
Wählergruppen sind die Worte „Liste l, 2, 3 usw"
in fortlaufender Numerierung voranzusetzen. Das
Ausmaß der amtlichen Stimmzettel hat mindestens
die Größe A6 gemäß ÖNORM EN 20216 zu
betragen. Der amtliche Stimmzettel muß einen
genügend großen Raum für die Eintragung einer
Vorzugsstimme und die Vornahme von Streichun-
gen (§ 19) enthalten. Dafür sind auf dem amtlichen
Stimmzettel Rubriken, allenfalls Kästchen, vorzu-
sehen, in denen die entsprechenden Eintragungen,
tunlichst mit Blockbuchstaben oder Ziffern (§19
Abs. 5), erfolgen können. Auf Lesbarkeit durch
Einrichtungen der elektronischen Datenverarbei-
tung ist gegebenenfalls Bedacht zu nehmen. Die
amtlichen Stimmzettel dürfen nur auf Anordnung
der Hauptwahlkommission hergestellt werden.

(2) Der amtliche Stimmzettel ist gültig ausgefüllt,
wenn aus ihm eindeutig zu erkennen ist, welche
Wählergruppe der Wähler wählen wollte. Dies ist
der Fall, wenn der Wähler in einem der rechts von
jeder Wählergruppenbezeichnung hinzugefügten
leeren Kreise ein Kreuz oder ein anderes Zeichen
anbringt, aus dem unzweideutig hervorgeht, daß er

die in derselben Zeile angeführte Wählergruppe
wählen will. Der amtliche Stimmzettel ist aber auch
dann gültig ausgefüllt, wenn der Wille des Wählers
auf andere Weise, zum Beispiel durch Anhaken,
Unterstreichen, sonstige entsprechende Kennzeich-
nung einer Wählergruppe, durch Durchstreichen
der übrigen Wählergruppen oder durch Bezeich-
nung eines, mehrerer oder aller Bewerber einer
Wählergruppe, durch Abgabe einer Vorzugsstimme
oder durch Vornahme einer bzw mehrerer
Streichungen eindeutig zu erkennen ist. Werden
mehrere Vorzugsstimmen für eine Wählergruppe
abgegeben, so ist die Wahlstimme gültig.

(3) Vorzugsstimmen oder Streichungen betref-
fend verschiedene Wählergruppen ohne Angabe
der Wählergruppe, die der Wähler wählen wollte
(Abs. 2), machen diese Wahlstimme ungültig.

(4) Wird bei der Stimmabgabe ein anderer
Stimmzettel als der amtlich aufgelegte verwendet,
so ist diese Wahlstimme ungültig.

(5) Unausgefüllte amtliche Stimmzettel und leere
Wahlkuverts sind ungültig.

Abstimmungsverfahren

§ 17 (1) An dem (den) in der Wahlkundma-
chung festgesetzten Wahltag (Wahltagen) haben
sich die Zweigwahlkommissionen in den festge-
setzten Wahllokalen zu versammeln. Dem Abstim-
mungsverfahren kann von jeder Wählergruppe eine
der namhaft gemachten Vertrauenspersonen als
Wahlzeuge beiwohnen. Die Wahlzeugen haben
lediglich als Vertrauenspersonen ihrer Wähler-
gruppe zu füngieren und haben das Recht, in die
Abstimmungsverzeichnisse Einsicht zu nehmen; ein
weiterer Einfluß auf den Gang der Wahlhandlung
steht ihnen nicht zu.

(2) Den Zweigwahlkommissionen müssen zur
Verfügung stehen:

a) die Wählerlisten oder Behelfswählerliste,
b) ein Abstimmungsverzeichnis, das mindestens

eine Rubrik für die fortlaufende Nummer für
jeden Wähler, seinen Zu- und Vornamen,
seine fortlaufende Nummer in der Wähler-
liste und die Nummer der Fachgruppe
(Fachvertretung), für welche die Stimme
abgegeben wurde, und für Anmerkungen zu
enthalten hat (Muster Anlage 5),

c) eine genügende Anzahl von amtlichen
Stimmzetteln und von undurchsichtigen
Wahlkuverts,

d) ein entsprechender Vorrat von leeren amtli-
chen Stimmzetteln (Muster Anlage 6),

e) leere Wahlurnen, wovon erforderlichenfalls
eine für Wahlkartenwähler gesondert zu
bezeichnen ist,

f) den Zweigwahlkommissionen, welche gemäß
§ 2 Abs. 2 Z 5 für die Entgegennahme von
Wahlkarten vorgesehen sind, haben die
hiefür erforderlichen Unterlagen zur Verfü-
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gung zu stehen, insbesondere je ein Abstim-
mungsverzeichnis (Anlage 7) für Wahlkar-
tenwähler für den Bereich jeder Landes-
kammer, das zumindest eine Rubrik für die
fortlaufende Nummer für jeden Wähler,
seinen Zu- und Vornamen, ferner die
Nummer der Fachgruppe (Fachvertretung),
für welche die Stimme abgegeben wurde,
und für Anmerkungen zu enthalten hat.

(3) In jedem Wahllokal muß zumindest eine
geeignete Wahlzelle vorbereitet sein. Sie muß
jedenfalls so beschaffen sein, daß ein Beobachten
des Wählers ausgeschlossen ist. Sämtliche gültigen
Wahlvorschläge, über die bei einer Zweigwahl-
kommission abgestimmt werden kann, sind zur
Einsichtnahme durch die Wähler aufzulegen.

(4) Der Vorsitzende der Zweigwahlkommission
(bei vorübergehender Verhinderung das von ihm
bestimmte Mitglied der Zweigwahlkommission) hat
als Wahlleiter für die Aufrechterhaltung der Ruhe
und Ordnung sowie für die Beachtung der
Bestimmungen der Wahlordnung Sorge zu tragen.

(5) In das Wahllokal dürfen nur die Wähler zur
Abgabe der Stimme, ferner die Mitglieder und
Ersatzmitglieder der Zweigwahlkommission, die
von der Hauptwahlkommission bestimmten Hilfs-
organe und die Wahlzeugen zugelassen werden.
Die Wähler haben das Wahllokal nach Abgabe
ihrer Stimme sofort zu verlassen. Sofern es zur
ungestörten Durchführung der Wahl erforderlich
erscheint, kann der Vorsitzende verfügen, daß die
Wähler nur einzeln in das Wahllokal eingelassen
werden.

Stimmabgabe

§ 18. (1) An der Wahl dürfen sich nur die in den
Wählerlisten eingetragenen Wahlberechtigten und
Wähler mit Wahlkarten nach Maßgabe des Abs. 11
beteiligen.

(2) Das Wahlrecht ist grundsätzlich persönlich
auszuüben, jedoch können sich blinde und
gebrechliche Personen von einer Geleitperson
führen und diese für sich abstimmen lassen.

(3) Jeder Wähler tritt vor die Zweigwahl-
kommission, nennt seinen Namen und seinen
Standort, bezeichnet seine Berechtigung und weist
seine Identität durch einen amtlichen Ausweis im
Sinne des § 67 Abs. 2 der Nationalrats-Wahl-
ordnung 1992, BGBl. Nr. 471/1992, in der jeweils
geltenden Fassung nach. Kann ein Wähler seine
Identität nicht durch einen amtlichen Ausweis im
Sinne dieser Bestimmung nachweisen, so ist er
dennoch zur Abstimmung zuzulassen, wenn er
mindestens einem Mitglied der Zweigwahlkommis-
sion persönlich bekannt ist und die Zweigwahl-
kommission seine Zulassung einstimmig beschließt.
Die Vertreter juristischer Personen, offener
Handelsgesellschaften, Kommanditgesellschaften

und eingetragener Erwerbsgesellschaften sowie die
Vertreter öffentlicher Unternehmungen haben die
schriftliche Erklärung über die Wahlvollmacht
abzugeben.

(4) Die Zweigwahlkommission hat sodann zu
prüfen, ob der Wähler in der Wählerliste oder
Behelfswählerliste gemäß Abs. 7 eingetragen ist. Ist
dies der Fall, so erhält der Wähler für jede
Fachgruppe (Fachvertretung), innerhalb der er
wahlberechtigt ist, einen amtlichen Stimmzettel.
Mit jedem amtlichen Stimmzettel ist dem Wähler
ein Wahlkuvert zu überreichen, auf dem vermerkt
ist, wo bzw für welche Fachgruppe (Fachvertre-
tung) der Wähler wahlberechtigt ist.

(5) Kann einem Wähler (ausgenommen Wahl-
kartenwähler) ein amtlicher Stimmzettel gemäß
§ 16 Abs. l nicht ausgefolgt werden, weil alle
amtlichen Stimmzettel für diese Fachgruppe
(Fachvertretung) bereits verwendet wurden, ist
dem Wähler ein leerer amtlicher Stimmzettel
(Anlage 6) samt Kuvert zu überreichen. Der leere
amtliche Stimmzettel hat eine Rubrik zu enthalten,
in die der Wähler die Bezeichnung oder die
allfällige Kurzbezeichnung oder die Listennummer
oder einen, mehrere oder alle Bewerber der von
ihm gewählten Wählergruppe eintragen kann.
Ferner sind für die Ausübung des Rechtes zur
Abgabe einer Vorzugsstimme bzw die Vornahme
von Streichungen entsprechende Rubriken vorzu-
sehen. Vor Ausgabe des leeren amtlichen Stimm-
zettels an den Wähler vermerkt der Wahlleiter auf
dem Stimmzettel und Kuvert durch eine Kurzbe-
zeichnung, für welche Fachgruppe (Fachvertre-
tung) diese Wahlstimme abgegeben wird. § 16 gilt
sinngemäß.

(6) Der Wähler hat sich hierauf in die Wahlzelle
zu begeben, legt den amtlichen Stimmzettel in das
Wahlkuvert, tritt dann aus der Wahlzelle und
übergibt das Wahlkuvert dem Wahlleiter, der es
ungeöffnet in die Wahlurne legt.

(7) Der Name des Wählers, der seine Stimme
abgegeben hat, ist in das Abstimmungsverzeichnis
unter Beisetzung der fortlaufenden Zahl der
Wählerliste einzutragen. Gleichzeitig ist in der
Wählerliste der Name des Wählers abzustreichen
und dabei die fortlaufende Zahl des Abstimmungs-
verzeichnisses zu vermerken. Liegen Behelfswähler-
listen auf, so ist das Abstreichen des Namens des
Wählers und das Vermerken der fortlaufenden
Zahl des Abstimmungsverzeichnisses in diesen
alphabetisch nach den Wahlberechtigten der
betreffenden Zweigwahlkommission geordneten
Listen dem Abstreichen und Vermerken in den
Wählerlisten gleichzuhalten. Dem Abstimmungs-
verzeichnis sind die schriftlichen Erklärungen über
die Wahlvollmachten der Vertreter von offenen
Handelsgesellschaften, Kommanditgesellschaften,
eingetragenen Erwerbsgesellschaften und juristi-
schen Personen anzuschließen.
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(8) Ist der Wähler in der Wählerliste oder
Behelfswählerliste nicht eingetragen, hat er auch
keine Wahlkarte oder macht er von seiner
Wahlkarte anders als gemäß Abs. 11 Gebrauch,
so ist er von der Wahl ausgeschlossen und zur
Stimmenabgabe nicht zuzulassen.

(9) Ergeben sich über die Identität des Wählers
Zweifel, so entscheidet über die Zulassung zur
Stimmenabgabe die Zweigwahlkommission. Gegen
diese Entscheidung ist ein ordentliches Rechtsmittel
nicht zulässig.

(10) Die Anbringung von Zeichen, Bemerkungen
und dergleichen auf den Wahlkuverts ist, soweit
dies nicht der Vordruck erfordert, verboten.

(11) Wähler mit einer Wahlkarte legen diese
einer gemäß § 2 Abs. 2 Z 5 für die Entgegennahme
von Wahlkarten vorgesehenen Zweigwahlkommis-
sion vor. Hinsichtlich des Nachweises der Identität
gilt Abs. 3. Für die Stimmabgabe dürfen aus-
schließlich die amtlichen Stimmzettel und Wahl-
kuverts verwendet werden, die von der Haupt-
wahlkommission, welche die Wahlkarte ausgestellt
hat, dem Wähler zur Verfügung gestellt worden
sind. Amtliche Stimmzettel sowie Ersatzwahlku-
verts dürfen im Wahllokal einem Wahlkartenwäh-
ler nicht ausgefolgt werden. Der Wähler mit
Wahlkarte wird in das für Wahlkarten gesondert
zu führende und nach Landeskammerbereichen
getrennte Abstimmungsverzeichnis mit jeder abge-
gebenen Stimme eingetragen. Die Wahlkarte ist
beizulegen. Der Wahlkartenwähler begibt sich in
die Wahlzelle, legt den amtlichen Stimmzettel in
das vorgesehene Wahlkuvert, tritt aus der Wahl-
zelle und übergibt dem Wahlleiter das Wahlkuvert.
Der Wahlleiter legt das Wahlkuvert ungeöffnet in
die Wahlurne für Wahlkartenwähler. Ohne Wahl-
karte ist eine Stimmabgabe nicht erlaubt. Wählt ein
Wahlkartenwähler bei der für ihn an sich
zuständigen Zweigwahlkommission, ist ihm die
Wahlkarte abzunehmen; im übrigen ist so zu
verfahren, als ob der Wahlberechtigte keine
Wahlkarte hätte; für die Stimmabgabe dürfen
aber nur die übermittelten amtlichen Stimmzettel
und Wahlkuverts verwendet werden.

Abgabe einer Vorzugsstimme — Streichen eines
oder mehrerer Bewerber

§ 19. (1) Der Wähler kann auf dem amtlichen
Stimmzettel den Namen eines bestimmten Bewer-
bers der von ihm gewählten Wählergruppe
bezeichnen (Vorzugsstimme). Ferner kann der
Wähler einen oder mehrere Bewerber der von
ihm gewählten Wählergruppe durch Bezeichnung
des oder der Bewerber streichen. Die Abgabe einer
Vorzugsstimme und die Vornahme von Streichun-
gen gilt nur für die vom Wähler gewählte
Wählergruppe (§ 16 Abs. 2).

(2) Es kann nur eine Vorzugsstimme gültig
abgegeben werden. Werden zwei oder mehrere
Vorzugsstimmen abgegeben, dann gilt die in der
Reihenfolge zuerst gesetzte Vorzugsstimme.

(3) Werden zwei oder mehrere Vorzugsstimmen
bei verschiedenen Wählergruppen abgegeben, dann
gilt unter Berücksichtigung des Abs. 2 die Vor-
zugsstimme'für jene Wählergruppe, die der Wähler
wählen wollte (§ 16 Abs. 2).

(4) Wurde eine Vorzugsstimme abgegeben, ohne
daß eine Wählergruppe gekennzeichnet ist, so gilt
die Stimme für jene Wählergruppe, auf deren
Wahlvorschlag der genannte Bewerber steht. Auch
die Vorzugsstimme gilt. Unter Berücksichtigung
des Absatzes 2 gilt dies auch bei Abgabe mehrerer
Vorzugsstimmen für nur eine Wählergruppe.

(5) Werden zwei oder mehrere Streichungen bei
verschiedenen Wählergruppen abgegeben, dann gilt
bzw gelten die Streichung bzw Streichungen für
jene Wählergruppe, die der Wähler wählen wollte
(S 16 Abs. 2).

(6) Eine Streichung oder mehrere Streichungen
bei einer Wählergruppe ohne Kennzeichnung der
Wählergruppe gilt bzw gelten als Stimme für jene
Wählergruppe, deren Bewerber gestrichen wurde
bzw wurden.

(7) Der Name des Bewerbers, für den eine
Vorzugsstimme abgegeben wird, sowie der (die)
Name (Namen) des (der) zu streichenden Bewer-
bers (Bewerber) sind tunlichst in Blockbuchstaben
in die dafür vorgesehenen Rubriken, allenfalls
Kästchen des amtlichen bzw des leeren amtlichen
Stimmzettels (§§ 16 und 18 Abs. 5) einzutragen.
Dem ist eine Eintragung der Vorzugsstimme oder
der Streichung (Streichungen) in jenen Ziffern
gleichzusetzen, die der Bewerber am veröffentlich-
ten Wahlvorschlag (§14 Abs. 6) erhalten hat.

(8) Vorzugsstimmen, eine Streichung oder
Streichungen sowie Ziffern, die einer Wähler-
gruppe angefügt und ihr nicht zuzuordnen sind,
gelten als nicht beigefügt.

3. A b s c h n i t t

Ermittlungsverfahren

Stimmenzählung

§ 20. (1) Wenn die für die Wahlhandlung
festgesetzte Zeit abgelaufen ist und alle bis dahin
im Wahllokal erschienenen Wähler abgestimmt
haben, erklärt der Wahlleiter die Stimmenabgabe
für geschlossen. Die Stimmenabgabe in Zweig-
wahlkommissionen, ausgenommen solche für die
Entgegennahme von Wahlkarten, ist durch den
Wahlleiter auch dann für geschlossen zu erklären,
wenn alle in der Wählerliste der Zweigwahl-
kommission erfaßten Wähler ihre Stimme abge-
geben haben.
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(2) Die Zweigwahlkommission hat unverzüglich
nach Schluß der Stimmenabgabe die abgegebenen
Wahlkuverts zu mischen, aus der Wahlurne zu
entnehmen, zu zählen und die Anzahl der
Wahlkuverts in einer Niederschrift, die zweifach
auszufertigen ist, festzuhalten. In der Niederschrift
ist auch die Gesamtzahl der im Abstimmungsver-
zeichnis eingetragenen Wählerstimmen anzuführen.
Falls diese Zahlen nicht übereinstimmen sollten, ist
der mutmaßliche Grund hiefür anzuführen. In der
Niederschrift sind allfällige Beschlüsse über Zulas-
sung und Nichtzulassung zur Stimmenabgabe
sowie sonstige wichtige Vorkommnisse zu beur-
kunden. Die Niederschrift hat außerdem die
Namen der anwesenden Mitglieder der Zweig-
wahlkommission, das Wahllokal, Zeit des Beginns
und Schlusses des Abstimmungsverfahrens und die
Namen der Wahlzeugen zu enthalten. Die
Niederschrift ist von den Mitgliedern (Ersatzmit-
gliedern) der Zweigwahlkommission zu unter-
fertigen. Wird sie nicht von allen Mitgliedern
(Ersatzmitgliedern) unterschrieben, ist der Grund
hiefür anzugeben. In der Niederschrift ist fest-
zuhalten, welches Kommissionsmitglied oder Hilfs-
organ die Übermittlung der Wahlurkunden an die
Hauptwahlkommission oder an die von dieser
festgelegten Sammelstelle unter seiner persönlichen
Verantwortung besorgt.

(3) Die Zweigwahlkommission hat sämtliche
abgegebenen Wahlkuverts in ungeöffnetem Zustan-
de, die Vollmachten, die Urschrift der Nieder-
schrift, die Wählerliste (Behelfswählerliste) und das
Abstimmungsverzeichnis sorgfältig zu verpacken
und mit einem Klebestreifen zu verschließen. Das
verschlossene Paket ist von allen Mitgliedern der
Zweigwahlkommission so zu unterschreiben, daß
jede Unterschrift zum Teil im Bereich des
Klebestreifens, zum Teil auf der Umhüllung
angebracht wird. Das Paket ist unverzüglich der
Hauptwahlkommission zu übergeben. Die Haupt-
wahlkommission überprüft zunächst die Unver-
sehrtheit der übergebenen Pakete, öffnet die
Pakete, sortiert die Wahlkuverts nach Wahlkom-
missionen, allenfalls Fachgruppen, und hält proto-
kollarisch in der" sogenannten Verteilungsnieder-
schrift fest, wie viele Wahlkuverts einer Zweig-
wahlkommission auf jede einzelne Wahlkommis-
sion entfallen. Die Abstimmungsverzeichnisse,
Wählerlisten (Behelfswählerlisten) und Nieder-
schriften der Zweigwahlkommissionen verbleiben
bei der Hauptwahlkommission.

(4) Die Wahlkommission entnimmt aus den
Wahlkuverts die amtlichen oder anderen Stimm-
zettel, prüft die Gültigkeit der Stimmen, versieht
die ungültigen Stimmen mit fortlaufenden Num-
mern (entfällt bei Verwendung von Einrichtungen
der elektronischen Datenverarbeitung gemäß §§ 22
Abs. 4 und 48) und stellt für jede Fachgruppe
(Fachvertretung) fest

a) die Gesamtsumme der abgegebenen ungülti-
gen und gültigen Stimmen,

b) die Summe der ungültigen Stimmen,
e) die Summe der gültigen Stimmen,
d) die auf die einzelnen Wahlvorschläge

entfallenden gültigen Stimmen,
e) die Anzahl der auf die einzelnen Bewerber

entfallenden gültigen Vorzugsstimmen und
Streichungen sowie den sich daraus ergeben-
den Überhang (relevante Vorzugsstimmen
bzw. Streichungen — § 23 Abs. 5 und 6).

(5) Bei Verwendung von Einrichtungen der
elektronischen Datenverarbeitung gemäß § 48 kann
eine Entnahme der Stimmzettel aus den Wahl-
kuverts und die Erfassung in unveränderbaren
Stimmzettelbilddateien auch durch eine von den
Wahlkommissionen ermächtigte in der betreffen-
den Wirtschaftskammer eingerichtete zentrale
Stelle erfolgen. In diesem Fall kann ein Sortieren
der Wahlkuverts nach Wahlkommissionen durch
die Hauptwahlkommission entfallen.

(6) Langt bei einer Wahlkommission ein Wahl-
kuvert ein, mit dessen Vermerk der im Wahlkuvert
befindliche amtliche Stimmzettel nicht überein-
stimmt bzw. für das sie nicht zuständig ist
(Irrläufer), so gilt der betreffende amtliche Stimm-
zettel als abgegebene Stimme in jener Fachgruppe
(Fachvertretung), auf die er lautet. In diesem Fall
hat die Wahlkommission den betreffenden amtli-
chen Stimmzettel unter Anheftung des Wahl-
kuverts, mit einem Vermerk, aus dem ihre genaue
Bezeichnung ersichtlich ist, und mit der Unter-
schrift ihres Vorsitzenden versehen, im Wege der
Hauptwahlkommission an jene Wahlkommission
zu leiten, die zur Feststellung der Stimmenzahl
jener Fachgruppe (Fachvertretung) zuständig ist,
auf die dieser amtliche Stimmzettel lautet. Die
Wahlkommission hat diesen Vorgang des weiteren
in einer Niederschrift festzuhalten. Wenn es sich
um einen Stimmzettel für eine Fachgruppe
(Fachvertretung) handelt, für welche die betref-
fende Wahlkommission ohnehin zur Feststellung
der Stimmenzahl zuständig ist, so hat die
Übermittlung des Stimmzettels an die Hauptwahl-
kommission zu unterbleiben. Bei Verwendung von
Einrichtungen der elektronischen Datenverarbei-
tung gemäß § 48 und Erfassung der Stimmzettel
durch eine zentrale Stelle im Sinne des § 20 Abs. 4
letzter Satz entfällt die Protokollierung von
Stimmen, die mit dem Vermerk am Wahlkuvert
nicht übereinstimmen.

(7) Die Wahlkommission kann zeitlich getrennt
vom Vorgehen gemäß Abs. 4 lit. a bis d und in
einer weiteren Sitzung die Feststellungen gemäß
Abs. 4 lit. e treffen.



6128 247 Stück — Ausgegeben am 30. September 1994 — Nr. 786

Wahlkarte — Behandlung

§ 21. (1) Die Zweigwahlkommission hat unver-
züglich nach Schließung der Stimmabgabe die
Zählung der Wahlkuverts der mit Wahlkarten
abgegebenen Stimmen gesondert vorzunehmen. Sie
nimmt aus der für Wahlkartenwähler bestimmten
Wahlurne die abgegebenen Wahlkuverts. Die
Wahlkuverts werden nach den Hauptwahlkommis-
sionen, die sie ausgestellt haben, geordnet und
gezählt. In einer zweifach auszufertigenden Nie-
derschrift für den Bereich jeder Landeskammer, für
den Wahlkuverts entgegengenommen wurden, wird
die Zahl der Wähler und die Zahl der abgegebenen
Wahlkarten sowie die Anzahl der im Abstim-
mungsverzeichnis vermerkten Stimmen und die
Anzahl der vorhandenen Wahlkuverts festgehalten.
Stimmt die Zahl der Wähler mit der Zahl der
abgegebenen Wahlkarten oder die Zahl der im
betreffenden Abstimmungsverzeichnis vermerkten
Stimmen mit der Zahl der vorhandenen Kuverts
nicht überein, so ist der mutmaßliche Grund hiefür
anzuführen. Im übrigen gelten die Bestimmungen
des § 20 Abs. 2 sinngemäß.

(2) Die Zweigwahlkommission hat gesondert für
jede Hauptwahlkommission, die Wahlkarten aus-
gestellt hat, die abgegebenen Wahlkarten, das
Abstimmungsverzeichnis, die Urschrift der Nieder-
schrift und die Wahlkuverts sorgfältig zu verpak-
ken und mit einem Klebestreifen zu verschließen.
Das verschlossene Paket ist von allen Mitgliedern
der Zweigwahlkommission so zu unterschreiben,
daß jede Unterschrift zum Teil im Bereich des
Klebestreifens, zum Teil auf der Umhüllung
angebracht wird. Das Paket ist unverzüglich der
Hauptwahlkommission zu überbringen. Die Haupt-
wahlkommission hat alle von den Zweigwahl-
kommissionen abgegebenen Pakete für andere
Hauptwahlkommissionen gegen Bestätigung zu
übernehmen, zu sammeln, zu bündeln und
möglichst rasch für die Übersendung an die
jeweils zuständige Hauptwahlkommission zu sor-
gen.

(3) Die Hauptwahlkommission hat die ihr von
anderen Hauptwahlkommissionen zugegangenen
Pakete zu öffnen und an Hand der Nieder-
schriften die Anzahl der Wähler mit den abge-
gebenen Wahlkarten und die Anzahl der im
Abstimmungsverzeichnis angegebenen Stimmen
mit der Zahl der abgegebenen Wahlkuverts zu
überprüfen und hierüber mit einem Prüfvermerk zu
befinden. In einer schriftlichen Zusammenfassung
sind die Zahl aller von anderen Hauptwahl-
kommissionen zugegangenen Wahlkarten, die
Anzahl der Wähler, die abgegebenen Stimmen
und die vorhandenen Wahlkuverts festzuhalten.
Die Wahlkuverts sind sodann nach Wahlkommis-
sionen zu ordnen und zu zählen. Das Ergebnis ist
in einer Niederschrift festzuhalten. Die Wahl-
kuverts sind zusammen mit einem Exemplar dieser
Niederschrift in ein Paket zu verpacken und der

jeweils zuständigen Wahlkommission zu übermit-
teln. Die Wahlkommission öffnet das Paket und
mischt die mit Wahlkarten abgegebenen Wahl-
kuverts mit den ihr von den Zweigwahlkommissio-
nen übermittelten Wahlkuverts. Bei Verwendung
von Einrichtungen der elektronischen Datenverar-
beitung gemäß § 48 und bei Vorliegen einer
Ermächtigung gemäß § 20 Abs. 4 vorletzter Satz
kann die Aufteilung der Wahlkuverts nach Wahl-
kommissionen und deren Übermittlung an die
einzelnen Wahlkommissionen entfallen.

(4) Im gesamten Bundesgebiet darf erst nach
Eintreffen aller mit Wahlkarten abgegebenen
Wahlkuverts bei den Wahlkommissionen mit der
Stimmenzählung gemäß § 20 Abs. 4 begonnen
werden. Dieser Zeitpunkt wird von der Haupt-
wahlkommission der Bundeskammer festgestellt
und den Hauptwahlkommissionen der Landes-
kammern unverzüglich mitgeteilt.

(5) Hinsichtlich der nach Beginn des Ermitt-
lungsverfahrens von einem anderen Landeskam-
merbereich über die Hauptwahlkommissionen bei
Wahlkommissionen eingelangten Wahlkuverts oder
Stimmzettel (Irrläufer) erfolgt die Stimmenzählung
nachträglich durch die zuständige Wahlkommis-
sion. Die Hauptwahlkommission hat das fest-
gestellte Stimmen- und allenfalls Mandatsergebnis
im betreffenden Wahlkörper entsprechend zu
berichtigen und bei Änderung des Mandatsver-
hältnisses soweit erforderlich zu verlautbaren.

Niederschrift der Wahlkommission

§ 22. (1) Die Wahlkommission hat hierauf das
Abstimmungsergebnis für jede Fachgruppe (Fach-
vertretung) in einer Niederschrift zu beurkunden.
Die Niederschrift hat die Anzahl der bei den
Zweigwahlkommissionen abgegebenen Wahlku-
verts und die Feststellungen nach § 20 Abs. 4
lit. a bis e und Abs. 5 zu enthalten. Die Wahl-
kommission kann beschließen, diese Feststellungen
zu trennen und jene gemäß 5 20 Abs. 4 lit. e in
einer eigenen Niederschrift zu beurkunden.

(2) Irrläufer gemäß § 21 Abs. 5 sind in einer
eigenen Niederschrift festzuhalten und unverzüg-
lich im Wege der Hauptwahlkommission an die
Hauptwahlkommission jener Landeskammer zu
leiten, für deren Bereich die Stimme (Stimmen)
abgegeben wurde (wurden).

(3) Die Niederschriften gemäß Abs. l und 2 sind
von den Mitgliedern der Wahlkommission zu
unterfertigen. Werden sie nicht von allen Mitglie-
dern unterschrieben, ist der Grund hiefür anzu-
geben.

(4) Der (den) Niederschrift (Niederschriften)
gemäß Abs. l sind die Durchschriften der Vertei-
lungsniederschriften, die ungültigen amtlichen
Stimmzettel und leeren Wahlkuverts (ungültige
Stimmen), welche in abgesonderten Umschlägen
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mit entsprechenden Aufschriften zu versehen und
zu verpacken sind, und die gültigen amtlichen
Stimmzettel, welche nach Wahlvorschlägen geord-
net gleichfalls in abgesonderten Umschlägen mit
entsprechenden Aufschriften zu versehen und zu
verpacken sind, anzufügen. Die Niederschrift
(Niederschriften) samt ihren Beilagen bildet
(bilden) den Wahlakt der Wahlkommission. Im
Falle eines Beschlusses der Wahlkommission im
Sinne des Abs. l letzter Satz sind die Beilagen
jener Niederschrift anzuschließen, die auch die
Feststellungen nach § 20 Abs. 4 lit. e enthält. Bei
Verwendung der elektronischen Datenverarbeitung
gemäß § 48 ist die Übergabe der unveränderbaren
Stimmzettelbilddateien, geordnet nach Wahlkör-
pern, ungültigen Stimmen und gültigen Stimmen
pro Wahlvorschlag, einer Übergabe der entspre-
chend geordneten Stimmzettel gleichzuhalten. Die
Originalstimmzettel sind in einer von der Haupt-
wahlkommission zu bestimmenden Ordnung pake-
tiert zu übergeben.

(5) Sämtliche Wahlakten mit der Feststellung des
Gesamtabstimmungsergebnisses sind verschlossen
unverzüglich der Hauptwahlkommission zu über-
mitteln. Die Hauptwahlkommission kann anord-
nen, daß ihrer Geschäftsstelle das Stimmenergebnis
noch vor Übermittlung des Wahlaktes telefonisch
oder auf andere geeignete Weise bekanntzugeben
ist.

Ermittlung der Mandate und der Gewählten

§ 23. (1) Die Hauptwahlkommission überprüft
auf Grund der ihr von der Wahlkommission
übermittelten Wahlakten die Wahlergebnisse,
berichtigt etwaige Irrtümer in den zahlenmäßigen
Ergebnissen und ermittelt die auf die einzelnen
Wahlvorschläge entfallenden Mandate. Dabei ist
stufenweise nach den Absätzen 2 bis 6 vorzugehen,
wobei die Ermittlung gemäß Abs. 4 auch zuletzt
erfolgen kann.

(2) Die Mandate werden auf Grund der
Wahlzahl verteilt. Die Wahlzahl wird gefunden,
indem die Summen der für die einzelnen Wahl-
vorschläge abgegebenen gültigen Stimmen, nach
ihrer Größe geordnet, nebeneinander geschrieben
werden; unter jede dieser Summen wird die Hälfte,
darunter das Drittel, das Viertel und je nach
Bedarf noch weitere folgende Teilzahlen geschrie-
ben. Es sind auch Bruchteile von Zahlen zu
berücksichtigen. Als Wahlzahl gilt, nach der Größe
fallend, die sovielte der angeschriebenen Zahlen,
als Mitglieder in das betreffende Organ zu wählen
sind. So bildet zum Beispiel bei neun zu
vergebenden Mandaten die neuntgrößte, bei zehn
zu vergebenden Mandaten die zehntgrößte Zahl
die Wahlzahl.

(3) Jede Wählergruppe erhält so viele Mandate,
als die Wahlzahl in ihrer Stimmensumme enthalten
ist. Wenn nach dieser Berechnung zwei Wähler-
gruppen auf ein Mandat den gleichen Anspruch
haben, so entscheidet das Los.

(4) Hat eine Wählergruppe nach den Bestim-
mungen der Abs. 2 und 3 kein Mandat erhalten,
kann sie, wenn zumindest 5 vH der abgegebenen
gültigen Stimmen auf sie entfallen, einen Bewerber
als Ausschußmitglied mit beratender Stimme
entsenden. Entfallen auf eine solche Wählergruppe
jedoch zumindest 10 vH der abgegebenen gültigen
Stimmen, gilt der erste nichtberufene Bewerber als
gewählt. Das Mandat wird der im Wahlkatalog
festgelegten Mandatszahl hinzugeschlagen. Die
vorstehenden Bestimmungen gelten nicht für die
Wahl der Fachvertreter.

(5) Die Gesamtzahl der auf jeden Bewerber
entfallenden relevanten Vorzugsstimmen ermittelt
die Wahlkommission, und zwar durch Feststellung
des Überhangs von Vorzugsstimmen über die
Streichungen. Nach Feststellung der Anzahl der
auf jede Wählergruppe entfallenden Mandate
(Abs. 3) richtet sich die Reihenfolge der Zuwei-
sung der Mandate vorerst nach der Reihenfolge
der Bewerber auf dem Wahlvorschlag. Bewerbern,
die nicht bereits auf Grund des Wahlvorschlages
gewählt erscheinen, deren relevante Vorzugsstim-
men aber zumindest eine Anzahl erreichen, die der
Wahlzahl entspricht, ist ein Mandat zuzuweisen.
Sie verdrängen den beziehungsweise die bei der
ursprünglichen Mandatszuweisung nach dem
Wahlvorschlag zuletzt zu berücksichtigenden
Bewerber, sofern die relevanten Vorzugsstimmen
solcher Bewerber nicht ebenfalls die Wahlzahl
erreichen oder übersteigen. Innerhalb dieser
zusätzlich zu berücksichtigenden Vorzugsstimmen-
träger wird nach der Anzahl der relevanten
Vorzugsstimmen gereiht, wobei der Höchstzahl
der relevanten Vorzugsstimmen jeweils die nächst-
niedrigere Anzahl folgt. Bei Gleichheit der
relevanten Vorzugsstimmen ist für die Reihung
die ursprüngliche Reihenfolge der Bewerber auf
dem Wahlvorschlag maßgebend. Die Reihenfolge
der Bewerber ohne, beziehungsweise ohne eine für
die Vorreihung ausreichende Anzahl von relevan-
ten Vorzugsstimmen richtet sich nach der Reihung
auf dem Wahlvorschlag.

(6) Liegen bei einem Bewerber Streichungen,
aber keine Vorzugsstimmen vor, oder übersteigt
die Anzahl der Streichungen jene der Vorzugs-
stimmen, so ergibt sich daraus die Gesamtzahl der
relevanten Streichungen. Erreicht diese Gesamtzahl
zumindest die Wahlzahl, so wird der Bewerber um
einen Listenplatz zurückgereiht. Der erste nachfol-
gende, nicht rückzureihende Bewerber wird dies-
falls auf den freigewordenen Mandatsplatz vor-
gereiht.
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Verlautbarung des Wahlergebnisses

§ 24. (1) Die Hauptwahlkommission hat von
jeder Wählergruppe so viele Bewerber, wie ihr
Mandate zukommen, und, soweit vorhanden, die
gleiche Anzahl Ersatzmitglieder als gewählt zu
erklären.

(2) Die Namen der gewählten Mitglieder und
Ersatzmitglieder sind von der Hauptwahlkommis-
sion in. geeigneter Weise, zumindest jedoch durch
Anschlag in der Kammerdirektion, bei der Sek-
tionsgeschäftsstelle, bei der Fachgruppe und bei
den Bezirksstellen oder durch Verlautbarung im
Mitteilungsblatt der Landeskammer zu veröffentli-
chen. Die Hauptwahlkommission hat gleichzeitig
die Anzahl der Stimmen, die auf jede Wähler-
gruppe entfallen, festzustellen und zu veröffentli-
chen.

(3) Ab Verlautbarung gilt der im Wahlergebnis
erstgereihte Bewerber als Listenführer dieses
Wahlvorschlages mit allen sich daraus ergebenden
Rechten und Pflichten. Scheidet der Listenführer
aus, tritt an seine Stelle das nächstgereihte
Mitglied. Ist durch das Ausscheiden aller Mit-
glieder die Liste erschöpft, so gehen die Rechte des
Listenführers auf neu nominierte Mitglieder in der
Reihenfolge der Nominierung über.

(4) Die Hauptwahlkommission kann ein vor-
läufiges Wahlergebnis insbesondere vor Berück-
sichtigung der Vorzugsstimmen, Streichungen bzw
der Irrläufer gemäß § 21 Abs. 5 zumindest durch
Angabe der auf die Wählergruppen entfallenden
Mandate veröffentlichen.

Niederschrift der Hauptwahlkommission

§ 25. (1) Nach Abschluß des Ermittlungsverfah-
rens hat die Hauptwahlkommission das Wahler-
gebnis in einer Niederschrift für jede Fachgruppe
zu verzeichnen. Die Niederschrift hat folgende
Angaben zu enthalten:

a) die Namen der anwesenden Mitglieder der
Hauptwahlkommission sowie die Zeit der
Amtshandlung,

b) allfällige Beschlüsse während des Ermitt-
lungsverfahrens, insbesondere über eine
allfällige Richtigstellung des ziffernmäßigen
Ergebnisses,

c) die Gesamtsumme der abgegebenen gültigen
Stimmen und die auf jeden Wahlvorschlag
entfallenden gültigen Stimmen,

d) die ermittelte Wahlzahl,
e) wie viele Mandate auf jeden Wahlvorschlag

entfallen sind und welche Bewerber unter
Berücksichtigung der relevanten Vorzugs-
stimmen und Streichungen gewählt erschei-
nen,

f) die Anzahl der von einem Bewerber
erreichten relevanten Vorzugsstimmen, Strei-
chungen bzw des Überhanges.

(2) Die Verlautbarung der Hauptwahlkommis-
sion gemäß § 24 ist nach ihrer Fertigstellung der
Niederschrift anzuschließen.

(3) Die Niederschrift ist von den Mitgliedern der
Hauptwahlkommission zu unterfertigen. Eine
Abschrift der Niederschrift ist dem Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten vorzulegen.

Einspruch gegen die Ermittlung

§ 26. (1) Der Zustellungsbevollmächtigte einer
Wählergruppe kann binnen einer Woche nach
Verlautbarung des endgültigen Wahlergebnisses
gegen dessen Ermittlung schriftlich Einspruch bei
der Hauptwahlkommission erheben. Der Zustel-
lungsbevollmächtigte kann vor dem endgültigen
Einbringen des Einspruches im Beisein eines
Vertreters der Hauptwahlkommission oder des
Direktors oder eines von diesem beauftragten
fachkundigen Wirtschaftskammerangestellten in
die Niederschrift (ohne Anlagen) der Wahl- und
Hauptwahlkommission Einsicht nehmen. Der Ein-
spruch muß für jede Fachgruppe (Fachvertretung)
gesondert eingebracht werden; er hat eine
Begründung zu enthalten.

(2) Die Hauptwahlkommission überprüft auf
Grund der Aktenlage das Wahlergebnis und stellt
allfällige Unrichtigkeiten sofort richtig. Gegebenen-
falls erklärt sie die Verlautbarung für nichtig und
veröffentlicht das richtige Ergebnis.

(3) Wurden wesentliche Bestimmungen über das
Wahlverfahren verletzt, bei deren Beachtung das
Wahlergebnis voraussichtlich ein anderes gewesen
wäre, hat die Hauptwahlkommission von ihrer
Entscheidung zunächst alle Wählergruppen zu
verständigen und nach Rechtskraft ihrer Entschei-
dung die Wahl für ungültig zu erklären und
unverzüglich eine neue Wahl auszuschreiben.

(4) Findet die Hauptwahlkommission keinen
Anlaß zur Richtigstellung und Ungültigkeitserklä-
rung, so ist der Einspruch abzuweisen.

(5) Gegen die Abweisung des Einspruches steht
binnen einer Woche nach Zustellung der Entschei-
dung der Hauptwahlkommission die Beschwerde
an den Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten offen, die bei der Hauptwahlkommission
einzubringen ist. Ebenso steht die Beschwerde
gegen eine stattgebende Entscheidung der Haupt-
wahlkommission jenen Wählergruppen zu, die
keinen Einspruch erhoben haben. Die Hauptwahl-
kommission hat die Beschwerde unter Anschluß
des Wahlaktes und mit einer Stellungnahme
versehen dem Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten vorzulegen.

(6) Wenn der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten die Wahlhandlung für ungültig
erklärt, hat er gleichzeitig anzuordnen, welche
Teile der Wahlhandlung bei der unverzüglich
auszuschreibenden Neuwahl vorzunehmen sind.



6131247 Stück — Ausgegeben am 30. September 1994 — Nr. 786

4. A b s c h n i t t

Wahl der Vorsteher der Fachgruppen und ihrer
beiden Stellvertreter sowie der Vorsitzenden der

Fachvertreter

Wahlen

§ 27 (1) Nach Verlautbarung des endgültigen
Wahlergebnisses hat der bisherige Vorsteher der
Fachgruppe oder im Verhinderungsfall dessen
Stellvertreter oder im Falle deren Verhinderung
der Obmann der zuständigen Sektion die Mit-
glieder des neugewählten Fachgruppenausschusses
zur Wahl des Vorstehers und seiner beiden
Stellvertreter einzuberufen. Für neu errichtete
Fachgruppen erfolgt die Einberufung durch den
Obmann der zuständigen Sektion, im Verhin-
derungsfall durch dessen Stellvertreter.

(2) Soweit keine Fachgruppen errichtet sind,
werden die gewählten Fachvertreter vom Obmann
der zuständigen Sektion, im Verhinderungsfall
durch dessen Stellvertreter zur Wahl der Vor-
sitzenden einberufen.

(3) Die Wahl wird vom Vorsitzenden der
Wahlkommission oder dem von ihm bestimmten
Mitglied (Ersatzmitglied) der Wahlkommission
geleitet. Der Wahlleiter darf dem jeweiligen
Fachgruppenausschuß nicht als Mitglied angehö-
ren. Bei der Wahl sind die Grundsätze des
Verhältniswahlrechtes zu beachten. Sie ist geheim.

(4) Der Wahlleiter fordert zur Erstattung von
Wahlvorschlägen auf. Hiezu ist jedes Mitglied
eines Fachgruppenausschusses (jeder Fachvertreter)
berechtigt, sofern es (er) die Zustimmung von mehr
als der Hälfte jener Mitglieder des Fachgruppen-
ausschusses (der Fachvertreter), die seiner Wähler-
gruppe angehören, nachweist. Die Zustimmung
zum Wahlvorschlag ist von den Mitgliedern des
Fachgruppenausschusses (den Fachvertretern), die
bei der Wahl nicht anwesend sind, jedenfalls durch
ihre Unterschrift nachzuweisen. Wenn kein
anderer Wahlvorschlag erstattet wird, gelten die
Listenführer und die beiden nachfolgenden Mit-
glieder dieser Liste als Wahlwerber.

(5) Die Wahlvorschläge sind auf Mitglieder des
Fachgruppenausschusses (Fachvertreter) be-
schränkt. Sie sind nach dem Namen desjenigen
zu bezeichnen, der als Bewerber für die Stelle des
Vorstehers (Vorsitzenden) vorgesehen ist. Zugleich
mit der Benennung ist die Zustimmungserklärung
des (der) benannten Kandidaten nachzuweisen.
Die Zustimmung von bei der Wahl nicht
anwesenden Kandidaten ist jedenfalls durch Unter-
schrift nachzuweisen. Jeder Bewerber kann nur in
einem Wahlvorschlag aufscheinen. Wenn er auch
in einem weiteren Wahlvorschlag enthalten ist, ist
er vom Wahlleiter zur Erklärung aufzufordern, für
welchen Wahlvorschlag er sich entscheidet. Von
allen anderen Wahlvorschlägen wird er gestrichen.

Wenn er sich nicht erklärt oder wegen Abwesen-
heit nicht erklären kann, wird er von allen
Wahlvorschlägen gestrichen.

(6) Einigen sich jedoch die im Ausschuß
vertretenen Wählergruppen auf einen Wahlvor-
schlag oder liegt nur ein Wahlvorschlag vor, so
entfällt jede weitere Wahlhandlung; die vorge-
schlagenen Bewerber erscheinen als gewählt.

(7) Der Wahlleiter läßt vorbereitete leere
Stimmzettel und Wahlkuverts verteilen und ruft
an Hand einer Wählerliste ein Ausschußmitglied
nach dem anderen zur Abgabe der Stimme auf.
Der Wahlleiter muß für die Möglichkeit sorgen,
daß jedes Mitglied unbeobachtet den Stimmzettel
mit der Bezeichnung des Wahlvorschlages beschrif-
ten und in das Wahlkuvert legen kann. Das
Wahlkuvert ist dem Wahlleiter vom Ausschußmit-
glied zu übergeben. Wenn die Wahlkuverts aller
Ausschußmitglieder abgegeben sind, werden sie
gemischt. Der Wahlleiter entnimmt sodann aus den
Wahlkuverts die Stimmzettel und stellt fest:

a) die Anzahl der ungültigen Stimmen. Leere
Wahlkuverts, leere Stimmzettel, Stimmzettel,
die auf verschiedene Wahlvorschläge lauten
oder die eine Unterschrift oder einen
sonstigen auf den Wähler hindeutenden
Vermerk tragen, sowie Stimmzettel, die auf
einen Wahlwerber lauten, der in keinem
Wahlvorschlag benannt worden ist, sind
ungültig;

b) die Anzahl der gültigen Stimmen,
c) die auf die einzelnen Wahlvorschläge

entfallenden gültigen Stimmen,
d) die Wahlzahl, die nach den Bestimmungen

des § 23 Abs. 2 zu ermitteln ist,
e) die nach § 23 Abs. 3 auf die Wählergruppen

entfallenden Mandate,
f) die Namen des gewählten Vorstehers und

seiner Stellvertreter bzw des Vorsitzenden
der Fachvertreter.

(8) Die Feststellungen sind im Sitzungsprotokoll
festzuhalten. Das Sitzungsprotokoll ist der Haupt-
wahlkommission zu übermitteln.

(9) Das Wahlergebnis ist in geeigneter Weise,
zumindest jedoch durch Anschlag in der Kammer-
direktion, bei der Sektionsgeschäftsstelle, bei der
Fachgruppe und bei den Bezirksstellen oder durch
Verlautbarung im Mitteilungsblatt der Landes-
kammer zu veröffentlichen.

Anfechtung des Wahlergebnisses

§ 28. § 26 ist mit der Maßgabe anzuwenden,
daß das Wahlergebnis von den Listenführern der
im Fachgruppenausschuß (Fachvertretung) vertre-
tenen Wählergruppe binnen einer Woche nach
Durchführung der Wahl bei der Hauptwahlkom-
mission angefochten werden kann.
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5. A b s c h n i t t

Wahl der Sektionsleitungen

Allgemeine Bestimmungen

§ 29. (1) Die Wahlen in die Sektionsleitungen
sind schriftlich durchzuführen.

(2) Die Hauptwahlkommission hat für je eine
Sektion eine Wahlkommission gemäß § 3 zu
bestellen. Die Wahlkommission hat sinngemäß die
in den §§ 3 und 4 und die im 2. Abschnitt den
Wahlkommissionen und Zweigwahlkommissionen
übertragenen Aufgaben zu erfüllen.

(3) Die Anzahl der zu wählenden Mitglieder ist
im Wahlkatalog festzusetzen. Es ist zunächst unter
Berücksichtigung der Zahl der Wahlberechtigten
sowie der wirtschaftlichen Bedeutung der betref-
fenden Sektion entsprechend den Bestimmungen
des § 11 Abs. 2 des Handelskammergesetzes,
BGBl. Nr. 182/1946, in der Fassung der 10.
HKG-Novelle, BGBl. Nr. 958/1993, eine Anzahl
von Mandaten innerhalb einer Untergrenze von
drei und einer Obergrenze von 26 Mandaten zu
bestimmen. Zu diesen Mandaten sind die Mandate
des Obmanns und seiner beiden Stellvertreter
hinzuzuschlagen. Es ist die gleiche Anzahl von
Ersatzmitgliedern zu wählen. Eine Fachgruppe soll
höchstens durch zwei Mitglieder in der Sektions-
leitung vertreten sein. Die Bestimmungen des § 5
Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß.

(4) Die Sektionsleitung wird von allen gewählten
oder gemäß § 23 Abs. 4 als gewählt geltenden
Mitgliedern der zur Sektion gehörigen Fach-
gruppenausschüsse und den Fachvertretern nach
den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes
gewählt. Jeder Wahlberechtigte hat nur eine
Stimme.

(5) In die Sektionsleitung sind die nach § 9
passiv Wahlberechtigten wählbar, deren Berechti-
gung in den Bereich der Sektion fällt.

Ausschreibung der Wahl — Wahlvorschläge —
Stimmzettel

§ 30. (1) Nach Durchführung der Wahlen in die
Fachgruppen (Fachvertretungen) bestimmt die
Hauptwahlkommission den Termin, zu welchem
die Wahlen in die Sektionsleitungen vorzunehmen
sind. Der Termin ist durch eine Wahlkundma-
chung, die bei der Sektion und bei den Fach-
gruppen innerhalb der Sektion anzuschlagen ist,
und durch Rundschreiben an sämtliche Wahl-
berechtigte oder durch Verlautbarung im Mittei-
lungsblatt der Landeskammer bekanntzumachen.
Die Wahlkundmachung muß enthalten:

a) den Wahltag, das ist der Tag, an dem die die
amtlichen Stimmzettel enthaltenden amtli-
chen Wahlkuverts eingelangt sein müssen

und an dem das Stimmenermittlungsverfah-
ren durchzuführen ist,

b) die Angabe, bis zu welcher Stunde am
Wahltag die Wahlkuverts bei der Wahl-
kommission eingelangt sein müssen, wobei
die persönliche Überreichung oder die
Zusendung durch Post oder Boten freige-
stellt ist,

c) die Anzahl der in die Sektionsleitung zu
wählenden Mitglieder und Ersatzmitglieder,

d) die Aufforderung, daß von den in Fach-
gruppenausschüssen und Fachvertretungen
vertretenen Wählergruppen Wahlvorschläge
schriftlich bei der Hauptwahlkommission
spätestens vier Wochen (Tag und Stunde)
vor dem Wahltag eingereicht werden müssen,
widrigenfalls sie nicht berücksichtigt werden,
sowie die Bestimmung, daß sich zur Erstat-
tung des Wahlvorschlages die Listenführer
der in den Fachgruppenausschüssen und
Fachvertretungen vertretenen Wählergrup-
pen gemäß § 94 Abs. 2 HKG zusammen-
schließen können,

e) die Angabe, wo und wann die zur Wahl-
handlung zugelassenen Wahlvorschläge zur
Einsicht für die Wahlberechtigten aufliegen
und in welcher Weise sie verlautbart werden,

f) die Bestimmung, daß Stimmen gültig nur für
zugelassene Wahlvorschläge abgegeben wer-
den können,

g) die Bestimmung, daß jeder Wahlberechtigte
durch Übersendung (Abgabe) des geschlos-
senen Wahlkuverts an die Wahlkommission
sein Wahlrecht ausüben kann und daß nur
die ihm von der Wahlkommission zuge-
wiesenen amtlichen Wahlkuverts verwendet
werden dürfen; ferner die Bestimmung, daß
die Verwendung eines anderen als des
zugesendeten amtlichen Wahlkuverts den
darin befindlichen amtlichen Stimmzettel
ebenso ungültig macht wie die Anbringung
von Vermerken, Zeichen usw auf den
amtlichen Wahlkuverts (dies gilt nicht für
die Unterschrift der Mitglieder der Wahl-
kommission gemäß § 31 Abs. 1); schließlich
die Bestimmung, daß der den amtlichen
Wahlkuverts anhängende Kuvertabschnitt
(Anhängeblatt) entsprechend dem Vordruck
mit Schreibmaschine oder mit leserlicher
Handschrift auszufüllen ist,

h) die Bestimmung, daß der Stichtag der Tag
der Wahlausschreibung zu den Fachgruppen-
ausschußwahlen ist, sofern nicht § 10 zweiter
Satz zur Anwendung kommt. Nach diesem
Stichtag bestimmen sich die Voraussetzungen
des Wahlrechtes und der Wählbarkeit,

i) die Bestimmung, daß die Wahlvorschläge
mindestens einen Bewerber enthalten müssen
und nicht mehr Bewerber enthalten dürfen,
als Mandate für Mitglieder und Ersatzmit-
glieder zur Vergebung gelangen,
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j) die Bestimmung, daß die Wahlvorschläge von
mindestens 2 vH der Wahlberechtigten,
mindestens jedoch von zwei Wahlberechtig-
ten und, wenn die Zahl der Wahlberechtig-
ten 500 übersteigt, von zehn Wahlberechtig-
ten, in jedem Fall höchstens vom sovielten
Teil der Wahlberechtigten, als Mandate für
Mitglieder zur Vergebung gelangen, unter-
zeichnet sein müssen; Bruchteile von mehr
als 50 vH sind aufzurunden, bis einschließ-
lich 50 vH abzurunden. Neben der Unter-
schrift ist der Name in Klarschrift auszu-
weisen.

(2) Die Bestimmungen der §§13 und 14 sowie
des § 27 Abs. 6, des § 16 über die amtlichen
Stimmzettel und des § 20 Abs. 5 gelten sinngemäß
mit der Maßgabe, daß Änderungen im Wahlvor-
schlag oder dessen Zurückziehung bis zum Ablauf
des 22. Tages vor Beginn der Wahlhandlung
zulässig sind; weiters mit der Maßgabe, daß bei der
Feststellung des Wählerwillens nur Entscheidungen
für wahlwerbende Gruppen zu beachten sind. Die
Bestimmungen über Vorzugsstimmen und Strei-
chungen sind hiebei nicht anzuwenden.

Abstimmungsverfahren

§ 31. (1) Die Geschäftsstelle der Wahlkommis-
sion hat jedem Wahlberechtigten ein amtliches
Wahlkuvert (Muster Anlage 8), das für die
Aufnahme des amtlichen Stimmzettels bestimmt
ist, zu eigenen Händen entweder durch Boten oder
mit bescheinigter Postsendung zuzusenden. Das
Wahlkuvert muß vor Aussendung an den Wähler
vom Vorsitzenden der Wahlkommission und einem
Vertreter jeder in der Wahlkommission vertretenen
Wählergruppe signiert werden. Die Zusendung der
Wahlkuverts hat so zeitgerecht zu erfolgen, daß
jeder Wahlberechtigte spätestens eine Woche vor
dem Wahltag im Besitz des amtlichen Wahlkuverts
ist. Die Rechtzeitigkeit liegt aber jedenfalls dann
vor, wenn die Aufgabe der Wahlkuverts durch die
Geschäftsstelle der Wahlkommission spätestens
zehn Tage vor dem Wahltag erfolgt. Die
Zusendung der Wahlkuverts ist in der Wählerliste
festzuhalten. Dieser Liste sind die Zustellungsnach-
weise (Rückscheine) beizulegen.

(2) Am Wahltag überprüft die Wahlkommission
jedes bei ihr eingelangte Wahlkuvert, ob der aus
dem Anhängeblatt des Wahlkuverts ersichtliche
Name des Wahlberechtigten in der Wählerliste
aufscheint. Kommt der Name in der Wählerliste
nicht vor, ist das Wahlkuvert von jeder weiteren
Behandlung ausgeschlossen.

(3) Ist der Name in der Wählerliste eingetragen,
so wird er dort abgestrichen und in einem
Abstimmungsverzeichnis (Muster Anlage 9) unter
fortlaufender Zahl sowie unter Beisetzung der
fortlaufenden Nummer der Wählerliste vermerkt.
Gleichzeitig wird in der Wählerliste die ent-

sprechende Nummer des Abstimmungsverzeich-
nisses eingetragen. Der Wahlleiter hat sodann das
Anhängeblatt vom Wahlkuvert abzutrennen und
das Wahlkuvert in die Wahlurne zu legen. Die
Anhängeblätter sind dem Abstimmungsverzeichnis
anzuschließen.

(4) Nach Ablauf der Wahlzeit mischt der
Wahlleiter die Wahlkuverts, entleert die Wahlurne
und geht sodann nach den Bestimmungen des § 20
Abs. 4 lit. a bis d und Abs. 5 vor. Die Fest-
stellungen sind in einer Niederschrift entsprechend
den" Bestimmungen des § 22 zu bezeichnen. Die
Wahlkommission hat den Wahlakt (§ 22 Abs. 4)
der Hauptwahlkommission zu übermitteln.

(5) Die Hauptwahlkommission hat das Ermitt-
lungsverfahren im Sinne des § 23 Abs. l bis 3
durchzuführen, wobei in der Sektion Handel die
Wahlzahl unter Außerachtlassung des den Kon-
sumgenossenschaften vorbehaltenen Mandates zu
ermitteln ist. Dieses Mandat fällt dem vom
Landesgremium der Konsumgenossenschaften zu
entsendenden Vertreter zu. Das Wahlergebnis ist
entsprechend den Bestimmungen des § 24 zu
verlautbaren. Die Bestimmungen der §§ 25, 26
und 33 gelten sinngemäß.

6. A b s c h n i t t

Wahl der Sektionsobmänner und ihrer beiden
Stellvertreter

Wahlen

§ 32. (1) Nach Verlautbarung des Ergebnisses
der Wahl in die Sektionsleitung ist die Wahl des
Sektionsobmannes und seiner beiden Stellvertreter
von den in die Sektionsleitung gewählten Mitglie-
dern vorzunehmen.

(2) Die Wahl wird vom Vorsitzenden der
Wahlkommission oder dem von ihm bestimmten
Mitglied (Ersatzmitglied) der Wahlkommission
geleitet. Bei der Wahl sind die Grundsätze des
Verhältniswahlrechtes anzuwenden.

(3) Im übrigen finden die Bestimmungen der
§§ 27 und 28 sinngemäß Anwendung.

7 A b s c h n i t t

Der Vorstand

Bestellung weiterer Mitglieder des Vorstandes

§ 33. (1) Ist eine Wählergruppe, die für die
Wahlen in eine, mehrere oder sämtliche Sektions-
leitungen einen gültigen Wahlvorschlag eingebracht
hat, im Vorstand nicht vertreten, kann sie, wenn sie
zumindest über 5 vH der auf alle Fachgruppenaus-
schüsse bzw Fachvertretungen abgegebenen gülti-
gen Stimmen verfügt, ein Vorstandsmitglied, bei
einer höheren Stimmenanzahl für jeweils weitere
4 vH der Stimmen je ein weiteres Vorstandsmit-
glied entsenden. Die Zahl dieser Vorstandsmit-
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glieder vermindert sich um die Zahl solcher, bereits
durch das Präsidium der Landeskammer sowie die
Präsidien der Sektionsleitungen gemäß § 47 a
Abs. 2 HKG erfolgter Kooptierungen, die der
betreffenden Wählergruppe anzurechnen sind.
Diese Zurechnung ist auch dann vorzunehmen,
wenn die betreffenden Wählergruppen, denen die
kooptierten Kammermitglieder zuzurechnen sind,
im Zuge der Wahlvorgänge durch Zusammen-
schluß Bestandteil der gegenständlichen Wähler-
gruppe geworden sind.

(2) In jenen Fachgruppen und Fachvertretungen,
in denen nur ein gültiger Wahlvorschlag einge-
bracht wurde, ist bei der Bestellung weiterer
Mitglieder des Vorstandes eine Stimmenanzahl
heranzuziehen, die sich als Produkt der Anzahl der
in der Wählerliste eingetragenen aktiv Wahlbe-
rechtigten und der durchschnittlichen Wahlbeteili-
gung in der Summe jener Fachorganisationen
ergibt, in denen das Wahlverfahren bis zum
Schluß durchgeführt wurde. Die diesbezügliche
durchschnittliche Wahlbeteiligung ist der Quotient
aus den in den Wählerlisten dieser Fachgruppen
und Fachvertretungen eingetragenen aktiv Wahl-
berechtigten und der Summe der tatsächlich
abgegebenen Stimmen. Bei den Berechnungen sich
ergebende Bruchteile von mehr als 50 vH sind
aufzurunden, bis einschließlich 50 vH abzurunden.
Auch entsandte Vorstandsmitglieder müssen passiv
wahlberechtigt sein. Die Bestellung erfolgt über
Antrag der betreffenden Wählergruppe durch die
Hauptwahlkommission. Dem Antrag sind die
erforderlichen Zustimmungserklärungen und gege-
benenfalls Einverständniserklärungen beizufügen.
Zugleich sind zuzurechnende Vorstandsmitglieder
der Hauptwahlkommission bekanntzugeben.

Wahl des Präsidenten und der Vizepräsidenten

§ 34. (1) Nach Verlautbarung der Ergebnisse
der Wahlen gemäß dem 2. bis 6. Abschnitt, ist die
Wahl des Präsidenten und der Vizepräsidenten von
der Vollversammlung durchzuführen. Die Wahl
wird vom Vorsitzenden der Hauptwahlkommission
geleitet.

(2) Zur Erstattung eines Wahlvorschlages ist
jedes Mitglied der Vollversammlung berechtigt,
sofern es die Zustimmung von mehr als der Hälfte
jener Mitglieder der Vollversammlung nachweist,
die seiner Wählergruppe angehören. Die Listen-
führer der in den Sektionsleitungen vertretenen
Wählergruppen können sich zur Erstattung eines
Wahlvorschlages für den Präsidenten und eines
Wahlvorschlages für die Vizepräsidenten zusam-
menschließen. Wahlvorschläge sind nicht auf
Mitglieder der Vollversammlung beschränkt, son-
dern jedes passiv wahlberechtigte Mitglied ist
wählbar.

(3) Die Wahl des Präsidenten ist mit dem
Erfordernis der unbedingten Mehrheit der abge-
gebenen gültigen Stimmen vorweg durchzuführen.
Erreicht keiner der Kandidaten die unbedingte
Mehrheit, findet eine Stichwahl zwischen jenen
Kandidaten statt, welche die höchste und die
zweithöchste Stimmenanzahl erreicht haben.

(4) Die anderen Mitglieder des Präsidiums
werden sodann nach den Grundsätzen des
Verhältniswahlrechtes gewählt, wobei das Mandat
des Präsidenten jener Wählergruppe anzurechnen
ist, die ihn vorgeschlagen hat.

(5) Im übrigen finden die Bestimmungen des
§ 27 sinngemäß Anwendung. Insbesondere entfällt
jede weitere Wahlhandlung, wenn nur ein Wahl-
vorschlag vorliegt; die vorgeschlagenen Bewerber
erscheinen als gewählt.

(6) Zugleich mit der Wahl des Kammerpräsidi-
ums hat die Vollversammlung auch die Wahl der
Delegierten in den Kammertag der Bundeskammer
sinngemäß nach den vorstehenden Bestimmungen
betreffend die Wahl der Vizepräsidenten (Abs. l,
2, 4 und 5) vorzunehmen.

8. A b s c h n i t t

Sonstige Wahlbestimmungen

Wahl der Fachverbandsausschüsse

§ 35. (1.) Nach Durchführung der Wahlen der
Fachgruppenausschüsse und der Fachvertreter hat
die bei der Bundeskammer gebildete Hauptwahl-
kommission in sinngemäßer Anwendung der §§ 3
und 4 für jede Sektion eine Wahlkommission zu
bestellen.

(2) Nach Durchführung der Wahlen in die
Fachgruppenausschüsse und Fachvertretungen (3.
und 4. Abschnitt) hat die Hauptwahlkommission
der Bundeskammer die Mandate der Mitglieder
und Ersatzmitglieder der Fachverbandsausschüsse
zu besetzen.

(3) Die Hauptwahlkommission hat die Zustel-
lungsbevollmächtigen jener Wählergruppen, die in
der betreffenden Sektion Mandate für Fachgrup-
penausschußmitglieder oder Fachvertreter erhalten
haben, aufzufordern, binnen einer Woche mitzu-
teilen, ob und bejahendenfalls mit welchen
Wählergruppen sie sich zu einer Wählergruppe
vereinigen und die von ihnen für die Besetzung der
Mandate vorgesehenen Personen als Besetzungs-
vorschlag einzureichen. Die Bestimmungen des § 6
Abs. 2 lit. g, § 9 Abs. 3 und § 13 Abs. 3 bis 6 sind
sinngemäß anzuwenden. Es können nur Personen
vorgeschlagen werden, die bei der Wahl der
betreffenden Fachgruppenausschüsse und Fachver-
treter passiv wahlberechtigt waren oder bei
Durchführung einer Wahl gewesen wären. Das
Ergebnis dieser Befragung ist spätestens eine
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Woche vor der von der Hauptwahlkommission
gemäß Abs. 4 vorzunehmenden Aufteilung der
Mandate von dieser zu veröffentlichen.

(4) Die Hauptwahlkommission hat nach Ablauf
der in Abs. 3 genannten Frist unverzüglich die
Mandate in sinngemäßer Anwendung des § 23
Abs. 2 und 3 auf die einzelnen Wählergruppen
aufzuteilen. Dabei entspricht die Anzahl der auf
die einzelnen Wählergruppen bei den Wahlen in
die Fachgruppenausschüsse und Fachvertretungen
entfallenen Mandate der Anzahl der abgegebenen
gültigen Stimmen. §. 33 ist sinngemäß anzuwenden,
wobei auch hier die Mandate an Stelle der
Stimmen treten.

(5) Die Namen der Mitglieder und Ersatzmit-
glieder sind zu veröffentlichen. § 26 ist sinngemäß
anzuwenden.

Wahl der Vorsteher der Fachverbände und ihrer
beiden Stellvertreter

§ 36. Nach der Veröffentlichung der Ergebnisse
gemäß § 35 ist die Wahl des Vorstehers und seiner
beiden Stellvertreter durchzuführen. Die Bestim-
mungen der §§ 27 und 28 gelten sinngemäß.

Wahl der Bundessektionsleitungen

§ 37 (1) Die Bestimmungen des § 35 gelten
sinngemäß mit der Maßgabe, daß an die Stelle der
Fachgruppen und Fachvertretungen die Fachver-
bände treten.

(2) Einschließlich des Sektionspräsidiums ist die
Sektionsleitung der Sektion Gewerbe und Hand-
werk, der Sektion Industrie sowie der Sektion
Handel mit je 13 und die Sektionsleitung der
Sektion Geld-, Kredit- und Versicherungswesen,
Sektion Verkehr und der Sektion Tourismus und
Freizeitwirtschaft mit je neun Mitgliedern zu
besetzen. Hinzu kommen allfällige Mandate nach
§ 33. Von den 13 Mandaten der Sektion Handel
ist ein Mandat für ein Mitglied des Bundes-
gremiums der Konsumgenossenschaften vorbehal-
ten: Ein Fachverband soll höchstens durch zwei
Mitglieder in der Sektionsleitung vertreten sein.

(3) In der Sektion Handel ist die Wahlzahl unter
Außerachtlassung des den Konsumgenossenschaf-
ten vorbehaltenen Mandats zu errechnen. Dieses
Mandat fällt dem vom Bundesgremium der
Konsumgenossenschaften zu entsendenden Vertre-
ter zu.

Wahl der Bundessektionsobmänner und ihrer
beiden Stellvertreter

§ 38. Die Bestimmungen des § 32 finden
sinngemäß Anwendung.

Wahl des Präsidenten und der Vizepräsidenten der
Bundeskammer

Bestellung weiterer Mitglieder des Vorstandes

§ 39. (1) Nach Verlautbarung der Ergebnisse
der Wahlen nach § 34 sowie den §§ 37 und 38 ist
die Wahl des Präsidenten und der Vizepräsidenten
der Bundeskammer durchzuführen. Die Bestim-
mungen des § 34 gelten sinngemäß. Als Listen-
führer der im Kammertag vertretenen Wähler-
gruppen gelten die Listenführer der Bundessek-
tionsleitungen und jene der Kammerpräsidien.

(2) Ist eine Wählergruppe, die für die Wahlen in
eine, mehrere oder sämtliche Sektionsleitungen
einen gültigen Wahlvorschlag eingebracht hat, im
Vorstand nicht vertreten, kann sie, wenn sie
zumindest über 5 vH der auf alle Fachgruppenaus-
schüsse bzw Fachvertretungen abgegebenen,
gültigen Stimmen verfügt, zwei Vorstandsmitglie-
der, bei einer höheren Stimmenanzahl für jeweils
weitere 2,5 vH der Stimmen je ein weiteres
Mitglied in den Vorstand der Bundeskammer
entsenden. Die Zahl dieser Vorstandsmitglieder
vermindert sich um die Zahl solcher, durch
Präsidien der Landeskammern sowie durch das
Präsidium der Bundeskammer gemäß § 47 a Abs. 2
HKG erfolgten Kooptierungen, die der betreffen-
den Wählergruppe zuzurechnen sind. Diese
Zurechnung ist jedenfalls dann vorzunehmen,
wenn die betreffenden Wählergruppen, denen die
kooptierten Kammermitglieder zuzurechnen sind,
im Zuge der Wahlvorgänge durch Zusammen-
schluß Bestandteil der gegenständlichen Wähler-
gruppe geworden sind. Auch entsandte Vorstands-
mitglieder müssen passiv wahlberechtigt sein.

Wahl von Organen während der Funktionsperiode

§ 40. (1) Bei Ausscheiden eines Einzelorganes ist
für den Rest der Funktionsperiode eine Nachwahl
vorzunehmen. In diesem Fall ist zur Erstattung
eines Wahlvorschlages an die Hauptwahlkommis-
sion nur jene Wählergruppe (Zustellungsbevoll-
mächtigter) berechtigt, auf deren Liste der Aus-
geschiedene gewählt wurde. Nach Prüfung der
Gültigkeit des Wahlvorschlages hat die Haupt-
wahlkommission von der Fortsetzung des Wahl-
verfahrens abzusehen, das betreffende Einzelorgan
als gewählt zu erklären und diese Tatsachen zu
verlautbaren.

(2) Für den Fall, daß ein Mandat im Wahlvor-
schlag erledigt wird, hat die Geschäftsstelle der
Hauptwahlkommission den Zustellungsbevollmäch-
tigten der Wählergruppe schriftlich aufzufordern,
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binnen zwei Wochen nach Zustellung der
Aufforderung für dieses Mandat einen Ergän-
zungsvorschlag einzubringen.

(3) Dieser Ergänzungsvorschlag erfolgt unter
Bedachtnahme auf die Wahrung der fachlichen
und örtlichen Vertretung grundsätzlich aus dem
Kreis der nichtberufenen Bewerber.

(4) Lehnt ein nichtberufener Bewerber die
Berufung für ein bestimmtes, frei gewordenes
Mandat ab, so bleibt er dennoch in der Reihe auf
der Liste der nichtberufenen Bewerber.

(5) Im Falle der Abs. 2 bis 4 entscheidet die
Hauptwahlkommission auf Grund des Ergänzungs-
vorschlages des Zustellungsbevollmächtigten der
Wählergruppe über das Nachrücken des Bewer-
bers.

(6) Die Bestimmungen der Wahlordnung finden
sinngemäß Anwendung, wenn infolge Errichtung
einer Fachgruppe (Fachvertretung) oder aus
sonstigen Gründen die Wahl oder Besetzung von
Kollegialorganen innerhalb der Funktionsperiode
erforderlich ist.

Wahl der Berufsgruppenausschiisse

§ 41. (1) Die Wahl der Berufsgruppenausschüsse
ist getrennt von den Wahlen in die Fachgruppen
bzw in die Fachverbände durchzuführen.

(2) Die Berufsgruppenausschüsse innerhalb der
Fachgruppe setzen sich gemäß § 103 Abs. 2 HKG
aus mindestens drei höchstens aber sechs Mitglie-
dern zusammen. Es sind Ersatzmitglieder in der
gleichen Anzahl wie Berufsgruppenausschußmit-
glieder zu wählen.

(3) Wahlberechtigt und wählbar sind die der
Berufsgruppe angehörigen Fachgruppenmitglieder.

(4) Die Berufsgruppenausschüsse innerhalb des
Fachverbandes setzen sich aus mindestens drei,
höchstens aber zwölf Mitgliedern zusammen. Es
sind Ersatzmitglieder in der gleichen Anzahl wie
Berufsgruppenausschußmitglieder zu wählen (§ 103
Abs. 3 HKG).

(5) Wahlberechtigt sind die der Berufsgruppe
angehörenden Mitglieder des Fachverbandstages,
wählbar sind alle der Berufsgruppe angehörenden
Mitglieder des Fachverbandes.

(6) Die Wahl des Berufsgruppenausschusses, des
Vorsitzenden und seines Stellvertreters sowie die
Nachwahlen werden vom Vorsteher der Fach-
gruppe bzw des Fachverbandes geleitet, wobei er
sich der Geschäftsstelle der Fachgruppe bzw des
Fachverbandes für die Durchführung aller Wahl-
handlungen bedient.

(7) Der Vorsteher hat die Zustellungsbevoll-
mächtigten im Fachgruppenausschuß bzw Fach-
verbandsausschuß vertretenen Wählergruppen
schriftlich aufzufordern, binnen 14 Tagen nach
Zustellung schriftliche Wahlvorschläge samt
Zustimmungs- und Einverständniserklärungen in
der Geschäftsstelle der Fachgruppe bzw des
Fachverbandes einzubringen.

(8) Liegt nur ein Wahlvorschlag vor, so entfällt
jede weitere Wahlhandlung; die vorgeschlagenen
Bewerber gelten als gewählt.

(9) Liegt mehr als ein gültiger Wahlvorschlag
vor, so hat die Fachgruppe bzw der Fachverband
einen vom Vorsteher festgesetzten Wahltermin
auszuschreiben. Dieser Termin kann aus verfah-
rensökonomischen Gründen auch vor oder nach
einem Sitzungstermin eines Organs der betreffen-
den Fachorganisation anberaumt werden (zB
Fachgruppentagung). Diese Ausschreibung ist
durch Anschlag in der Fachgruppe bzw im
Fachverband bzw durch Auflegen der Wähler-
listen dortselbst und weiters durch Verlautbarung
im Mitteilungsblatt der Landeskammer bzw aller
Landeskammern kundzumachen, wobei die Ver-
lautbarung tunlichst nicht kürzer als 21 Tage vor
dem Wahltermin erfolgen soll.

(10) Die Wahl ist nach den Grundsätzen des
Verhältniswahlrechtes durchzuführen. Nachdem
alle anwesenden Wahlberechtigten ihre Stimme in
geheimer Wahl abgegeben haben, führt der
Wahlleiter oder der von ihm hiezu beauftragte
Mitarbeiter der Geschäftsstelle die Stimmenzählung
und die Ermittlung der Mandate und der Gewähl-
ten in sinngemäßer Anwendung der Grundsätze
der Bestimmungen des § 23 Abs. 2 und 3 und des
§ 27 Abs. 7 und 8 durch, wobei der Eigenart des
vereinfachten Wahlverfahrens bei Berufsgruppen-
ausschüssen Rechnung zu tragen ist.

(l 1) § 26 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß
das Wahlergebnis von den Zustellungsbevollmäch-
tigten, die einen Wahlvorschlag eingebracht haben,
angefochten werden kann.

(12) Der Berufsgruppenausschuß wählt aus
seiner Mitte in sinngemäßer Anwendung des § 27
den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter.

(13) Die Ergebnisse der Wahlen gemäß Abs. 10
und 12 sind ehestmöglich durch Anschlag in der
Fachgruppe bzw im Fachverband und weiters
durch Verlautbarung im Mitteilungsblatt der
Landeskammer bzw aller Landeskammern kund-
zumachen.
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(14) Im übrigen finden auf die Nachwahlen die
Bestimmungen des § 40 sinngemäß Anwendung.
An die Stelle der Hauptwahlkommission tritt der
Fachgruppenausschuß bzw Fachverbandsausschuß.

Berufung der Mitglieder der Bezirksstellenaus-
schüsse

Wahl der Bezirksstellenobmänner

§ 42. (1) Der Bezirksstelle steht ein Ausschuß
vor, der aus mindestens drei und höchstens zehn
Mitgliedern besteht. Die Zahl der Mitglieder der
einzelnen Bezirksstellenausschüsse wird vom Vor-
stand unter Bedachtnahme auf die Zahl der
Kammermitglieder im Bezirksstellenbereich und
die Bedeutung der Wirtschaft in diesem Bereich
festgelegt. Die Mitglieder des Bezirksstellenaus-
schusses werden vom Vorstand berufen, wobei die
Summe der Mandate den einzelnen Wählergrup-
pen nach dem Ergebnis der Wahlen in den
Landessektionsleitungen (Mandatszahlen) zuzuord-
nen sind. Die Mandate werden vom Vorstand
zugeordnet. Einer Wählergruppe darf in einem
Bezirksstellenausschuß nur dann ein weiteres
Mandat zugeordnet werden, wenn sie in sämtli-
chen Bezirksstellenausschüssen mit einem Mandat
berücksichtigt ist. Dies gilt sinngemäß auch für die
Zuordnung weiterer Mandate. Wählergruppen, die
danach nicht zu berücksichtigen sind, aber
mindestens 5 vH der Stimmen auf sich vereinigt
haben, können in jeden Bezirksstellenausschuß je
ein Mitglied mit beratender Stimme entsenden. Bei
der Berechnung der Gesamtstimmenanzahl ist für
jene Wahlkörper, in denen nur ein gültiger
Wahlvorschlag eingebracht wurde, die Anzahl der
aktiv Wahlberechtigten als Stimmenanzahl her-
anzuziehen.

(2) Der Bezirksstellenausschuß wählt aus seiner
Mitte den Bezirksstellenobmann. Die Wahl ist
geheim. Sie wird vom Präsidenten der Kammer
oder einem von ihm bestimmten Funktionär
geleitet. Zur Einbringung eines Wahlvorschlages
ist jedes Ausschußmitglied berechtigt. Die Wahl
wird mit dem Erfordernis der unbedingten Mehr-
heit der abgegebenen gültigen Stimmen durch-
geführt. Erreicht keiner der Kandidaten die
unbedingte Mehrheit, findet eine Stichwahl
zwischen den Kandidaten statt, welche die höchste
und zweithöchste Stimmenanzahl erreicht haben.

Kooptierungen

§ 43. Kooptierungen gemäß § 47 a HKG gelten
sinngemäß auch für jene Organe, denen die
kooptierten Mitglieder kraft ihrer Funktion ange-
hören.

12. A b s c h n i t t

Sonstige Bestimmungen

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 44. Soweit in dieser Verordnung personenbe-
zogene Bezeichnungen nur in männlicher Form
angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und
Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf
bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspe-
zifische Form zu verwenden.

Fristen

§ 45. Sofern nichts anderes bestimmt ist, sind für
die in dieser Verordnung vorgesehenen Zustellun-
gen die Bestimmungen des Zustellgesetzes, BGBl.
Nr. 200/1982, in der jeweils geltenden Fassung für
die Berechnung und den Lauf der in dieser
Verordnung vorgesehenen Fristen die Bestimmun-
gen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes 1991, BGBl. 51/1991, in der jeweils geltenden
Fassung anzuwenden.

Stempel- und Rechtsgebühren

§ 46. Alle Vorgänge im Zusammenhang mit der
Durchführung von Wahlen und sonstige Vorgänge
nach den Bestimmungen dieser Wahlordnung sind
von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit.

Wahlkosten

§ 47 Die Kosten, die sich aus der Durchführung
der Wahlen ergeben, sind von den Wirtschafts-
kammern zu tragen.

Elektronische Datenverarbeitung

§ 48. Bei Durchführung der Wahlen dürfen
Einrichtungen der elektronischen Datenverarbei-
tung benützt werden, sofern das Wahlgeheimnis
dadurch nicht verletzt wird.

Außerkrafttreten von Vorschriften

§ 49. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Handelskammer-Wahlordnung, BGBl.
Nr. 364/1969, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 699/1992, außer Kraft.

Übergangsbestimmung

§ 50. Die Bestimmungen dieser Verordnung
welche die Zusammensetzung von Organen
abändern, ausgenommen die §§ 33, 39 Abs. 2 und
43, sind erst ab der nächsten Funktionsperiode
anzuwenden.

Schüssel
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Anlage l

Wahlkatalog
Mandatsverteilung in den Fachgruppen

§ 1. Es ist eine gleiche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu wählen. Die Mandate des Vorstehers und
seiner beiden Stellvertreter sind in der Mandatszahl inbegriffen. Die Mandatszahlen für die
Fachvertretungen sind in Klammern angeführt. Für die genaue Einzelbezeichnung der Fachgruppe
(Fachvertretung) ist die jeweils geltende Fachgruppenordnungsbestimmung maßgebend.

I. Sektion Gewerbe und Handwerk

Innungs-(Fachgruppen-)ausschuß (Fachvertretung)

Anzahl der
Nr.

1
2
3
3a

3b

4

5
6

7
8
9

10
11
12

12a

12b

13
14

14a

14b
14c
15
16

17

18
19

Fachgruppe

Baugewerbe .................................
Steinmetzmeister .........................
Dachdecker und Pflasterer ........
Landesinnung Wien der Dach-
decker ..........................................
Landesinnung Wien der Pflaste-
rer ................................................
Hafner, Platten- und Fliesenleger
und Keramiker ............................
Glaser ...........................................
Maler, Lackierer und Schilder-
hersteller ......................................
Bauhilfsgewerbe ..........................
Zimmermeister ............................
Tischler ........................................
Karosseriebauer und Wagner ....
Bodenleger ...................................
Bildhauer, Binder, Bürsten- und
Pinselmacher, Drechsler, Korb-
und Möbelflechter sowie Spiel-
zeughersteller ..............................
Binder, Korb- und Möbelflech-
ter .................................................
Bildhauer, Bürsten- und Pinsel-
macher, Drechsler und Spielzeug-
hersteller ......................................
Entfällt
Schlosser, Landmaschinentechni-
ker und Schmiede .......................
Landesinnung Wien der Messer-
schmiede, Zeugschmiede und
Büchsenmacher. ............................
Schlosser und Schmiede .............
Landmaschinenmechaniker .........
Spengler und Kupferschmiede ...
Sanitär- und Heizungsinstallateu-
re ..................................................
Elektrotechniker, Radio- und
Videoelektroniker .......................
Kunststoffverarbeiter ..................
Metallgießer, Gürtler, Graveure,
Metalldrücker, Metallschleifer
und Galvaniseure ........................

Wien

22
9

—

10

9

10
10

14
18
9

18
9
9

10

—

19

9

13

18

20
10

—

NÖ

23
10
10

—

—

10
10

14
9

11
19
9
9

9

—

17
12
12

15

17
10

9

20
9

10

10
10

12
14
10
17
10
11

10

—

—
16
12
11

14

16
10

9

Mandate im Bereich der Kammer

Sbg.

15
9
9

10
10

11
12
10
14
9

10

9

13
9

10

13

14
(4)

(3)

Tir.

17
5
8

9
9

11
12
9

16
7
8

7

14

9

11

12
8

5

Vbg.

12
9
9

9
9

10
11
9

13
8
9

(4)

11

9

10

11
8

(3)

Ktn.

14
5
9

9
9

11
13
10
14
9
9

(3)

13

10

11

13
(3)

(1)

Stmk.

17
9

10

10
10

13
16
11
16
9

11

5

5

14
10
11

13

15
(4)

5

Bgld.

11
5
5

7
(3)

8
9
7

11
5

(4)

(1)

10

7

9

9
0)

(D
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Nr. Fachgruppe
Anzahl der Mandate im Bereich der Kammer

Wien NÖ OÖ Sbg. Tir. Vbg. Ktn. Sunk. Bgld.

19 a Landesinnung Wien der Metall-
gießer ........................................... 5

19 b Landesinnung Wien der Gürtler,
Graveure, Metalldrücker und
Flexografen .................................. 10

19 c Landesinnung Wien der Metall-
schleifer und Galvaniseure ......... 5

20 Mechatroniker ............................. 18
21 Kraftfahrzeugtechniker ............... 16
22 Entfällt
23 Gold- und Silberschmiede, Juwe-

liere und Uhrmacher ..................
23 a Landesinnung Wien der Gold-

und Silberschmiede und Juwelie-
re .................................................. 12 —

23 b Landesinnung Wien der Uhrma-
cher ..............................................

24 Musikinstrumentenerzeuger .......
25 Kürschner, Handschuhmacher

und Gerber .............................'.....
26 Lederwarenerzeuger, Taschner,

Sattler und Riemer .....................
27 Schuhmacher ...............................
28 Buchbinder, Kartonagewaren-

und Etuieerzeuger ...................... 11
29 Tapezierer und Dekorateure .....
30 Hutmacher, Modisten und

Schirmmacher ..............................
31 Kleidermacher .............................
32 Mieder- und Wäschewarenerzeu-

ger ................................................
33 Sticker, Stricker, Wirker, Weber,

Posamentierer und Seiler ...........
33 a Landesinnung Vorarlberg der

Stricker, Wirker, Weber, Posa-
mentierer und Seiler ...................

33 b Landesinnung Vorarlberg der
Sticker ..........................................

34 Müller ..........................................
35 Bäcker ..........................................
36 Konditoren (Zuckerbäcker) .......
37 Fleischer .......................................
38 Molkereien und Käsereien .........
39 Nahrungs- und Genußmittelge-

werbe ...........................................
40 Gärtner und Floristen .................
40 a Landesinnung Wien der Gärtner 11 —
40 b Landesinnung Wien der Flori-

sten ............................................... 14 —
41 Druck ........................................... 18
42 Fotografen ................................... 15
43 Chemische Gewerbe ................... —
43 a Landesinnung Wien der chemi-

schen Gewerbe ............................ 12
43 b Landesinnung Wien der Schäd-

lingsbekämpfer ............................ .9

12 13 11 10
17 15 12 12

— 10 15 10 10

12
11
11

11 10 12 (1)
11 12 14 10

9 10 11 (3)

10
9

11

10
12

11
13

9
16

10

11

(4)

9

(3)
11

5
11

(3)
12

(3)

10

(3)

9

9
10

9
11

5
12

5

10

(3)

5

(3)
9

(3)
10

(2)
10

(2)

9

(3)

5

5
6

(3)
10

(3)
6

(3)

6

(1)

(D

(1)
9

(2)
9

(1)
9

9

—

(1)
5

5
9

0)
9

O)
10

0)

5

(4)

5

5
11

5
10

O)
12

0)

9

(1)

O)

O)
(3)

O)
7

(1)
7

0)

(1)

—
5

11
12
15
5

(4)
—

—
10
15
12
16
(D

11
14

10
14
11
14
5

10
12

5
10
10
10
7

9
11

5
10
7
9
5

6
10

14
5
10
9
10
7

9
9

(3)
10
10
10
O)

10
10

10
12
10
12
5

10
12

5
9
5
8
—

5
9

12
11
10

12
11
10

10
10
9

11
12
10

(2)
(2)
(2)
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Anzahl der
Nr.

43 c

44
45

46
47
48

49

49 a
49 b

50
51

52

53
54

55

Fachgruppe

Landesinnung Wien der Denk-
mal-, Fassaden- und Gebäuderei-
niger .............................................
Friseure ........................................
Textilreiniger, Wäscher und Fär-
ber ................................................
Rauchfangkehrer .........................
Bestattung ....................................
Immobilien- und Vermögenstreu-
händer ..........................................
Augenoptiker, Orthopädietechni-
ker, Bandagisten und Hörgeräte-
akustiker ......................................
Optiker und Hörgeräteakustiker
Bandagisten und Orthopädietech-
niker .............................................
Zahntechniker .............................
Fußpfleger, Kosmetiker und Mas-
seure .............................................
Werbung und Marktkommunika-
tion ...............................................
Allgemeine Fachgruppe ..............
Technische Büros — Ingenieur-
büros ............................................
Unternehmensberatung und Da-
tenverarbeitung ............................

Wien

10
23

13
10
5

20

—
11

9
10

17

26
32

13

24

NÖ

—
17

10
10
10

12

—
9

(1)
7

13

14
24

11

15

14

10
10
10

14

10

9

13

15
21

12

15

Mandate im

Sbg.

12

9
8

(4)

13

9

(D
(4)

12

14
18

11

14

Tir

12

6
9
7

11

9

(4)

11

13
21

9

12

Bereich

Vbg.

11

8
8

(3)

9

(4)

(3)

10

11
12

10

12

der Kammer

Ktn.

12

9
5
5

11

9

(4)

11

11
14

10

11

Stmk.

15

10
10
9

13

10

9

13

14
19

13

14

Bgld.

9

(2)
7
7

5

(3)

(D

5

7
9

5

(4)

II. Sektion Industrie
Fachgruppenausschuß (Fachvertretung)

Anzahl der
Nr.

1

2
3
4
5
6
7

8
9

10
11

12
13
14
15
16

17
18

Fachgruppe

Bergwerke und eisenerzeugende
Industrie .......................................
Erdölindustrie ..............................
Stein- und keramische Industrie
Glasindustrie ................................
Chemische Industrie ...................
Papierindustrie ............................
Papier und Pappe verarbeitende
Industrie .......................................
Audiovisions- und Filmindustrie
Sägeindustrie ...............................
Holzverarbeitende Industrie ......
Nahrungs- und Genußmittelindu-
strie (Lebensmittelindustrie) .......
Ledererzeugende Industrie .........
Lederverarbeitende Industrie .....
Gießereiindustrie .........................
Metallindustrie ............................
Maschinen- und Stahlbauindu-
strie ..............................................
Fahrzeugindustrie ........................
Eisen- und Metallwarenindustrie

Wien

(3)
(2)
(4)
(1)
(4)
(2)

(4)
(4)
(D
(4)

(4)
(0)
(1)
(2)
(2)

(4)
(3)
(4)

NÖ

(2)
(2)

9
(2)
(4)
(2)

(2)
(1)
12
9

10
(0)
O)

6
(2)

13
(2)
15

(2)
(D

9
(2)
(4)
(3)

(3)
(2)
12

(4)

(4)
(D
(3)
(3)
(D

(4)
(4)
(4)

Mandate im

Sbg.

(D
(D
(3)
(D
(4)
(D

(D
(4)
10

(4)

(4)
—
(D
(D
(D

(4)
(2)
(4)

Tir.

(1)
(D
(3)
(D
(3)
(D

(D
(D
13

(2)

(4)
(1)
(1)
(D
(D

(2)
(D
(2)

Bereich

Vbg.

—
—
(1)
(1)
(2)
(D

(1)
0)

9
(3)

9
—
—
O)
(1)

(3)
(D
(3)

der Kammer

Ktn.

(2)
(D
11

(D
9

(D

(D
(D
10
11

9
(D
(3)
O)
(D

(4)
(1)
10

Stmk.

12
0)
10
6
9
8

9
5

16
13

12
(2)
(2)
(1)
(1)

15
9

15

Bgld.

(1)
—
(2)
0)
(2)
—

(1)
(1)
(3)
(2)

(2)
—
O)
—
—

(2)
(1)
(2)
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Anzahl der
Nr.

19
20
20 a
20 b
21
22

23

Fachgruppe

Elektro- und Elektronikindustrie
Textilindustrie .............................
Textilindustrie Vorarlberg ..........
Stickereiindustrie Vorarlberg .....
Bekleidungsindustrie ...................
Gas- und Wärmeversorgungsun-
ternehmungen ..............................
Bauindustrie .................................

Wien

(4)
(4)
—
—
(4)

O)
(2)

NÖ

(4)
7

—
—
(3)

(1)
(3)

III. Sektion

(4)
6

7

(3)
O)

Handel

Mandate im

Sbg.

(4)
(2)

(2)

(2)
(2)

Tir.

(1)
10

(3)

(D
(2)

Bereich

Vbg.

(2)
—
9

12
6

(1)
(1)

der Kammer

Ktn. Stmk.

(4) 11
(2) 7

(2) 8

(1) 0)
(1) (4)

Bgld.

(2)
(2)

(2)

(1)
(1)

Gremialausschuß (Fachvertretung)

Anzahl der
Nr.

1
l a

1b

2
3
4
5

6

7
8
8a

8b

9
9a

9b

10

11

11a

11b

Fachgruppe

Lebensmittelhandel ......................
Lebensmittel- und Genußmittel-
großhandel ...................................
Einzelhandel mit Lebens- und
Genußmitteln ...............................
Entfällt
Konsumgenossenschaften ...........
Landesproduktenhandel ..............
Viehhandel und Fleischgroßhan-
del ................................................
Wein- und Spirituosengroßhan-
del ................................................
Außenhandel ...............................
Textilhandel ...................... ..........
Landesgremium Wien für den
Einzelhandel mit Bekleidung
und Textilien ...............................
Landesgremium Wien des Textil-
großhandels .................................
Schuhhandel ................................
Landesgremium Wien für den
Großhandel mit Schuhen ...........
Landesgremium Wien für den
Einzelhandel mit Schuhen .........
Handel mit Leder, Häuten,
Rauhwaren und Tapeziererbe-
darf ..............................................
Lederwaren-, Spielwaren- und
Sportartikelhandel .......................
Landesgremium Wien für den
Einzelhandel mit Leder-, Galan-
terie- und Bijouteriewaren sowie
kunstgewerblichen Artikeln ........
Landesgremium Wien für den
Einzelhandel mit Spielwaren,
Sportartikeln, Korbwaren und
Kinderwagen ...............................

Wien

16

34

5
12

10

10
34
—

38

21
—

7

13

10

—

32

17

NÖ

14

29

5
15

13

13
15
25

—

—
13

—

—

10

22

—

—

13

30

5
12

13

9
12
28

—

12

5

28

Mandate im

Sbg.

11

17

5
9

10

9
10
18

10

5

17

Tir.

13

19

5
10

10

10
13
28

11

9

20

Bereich

Vbg.

18

5
6

5

6
7

12

6

(1)

10

der Kammer

Ktn. Stmk.

17 —

12

20

5 5
10 13

9 11

9 10
12 14
15 18

10 11

(3) (3)

14 17

Bgld.

15

5
9

7

9
(3)
12

7

0)

9
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Anzahl der Mandate im Bereich der Kammer
Nr. Fachgruppe

_______ ___ ________Wien NÖ OÖ Sbg. Tir. Vbg. Ktn. Stmk. Bgld.

11 c Landesgremium Wien für den
Großhandel mit Galanterie-, Bi-
jouterie- und Lederwaren sowie
Sportartikeln, Spielwaren und
kunstgewerblichen Artikeln ........ 14 —

12 Papierhandel ................................ - 18 17 12 13 8 10 15 (4)
12 a Landesgremium Wien für den

Einzelhandel mit Papier, Büro-
artikeln und Schreibwaren ......... 28 —

12 b Landesgremium Wien für den
Papiergroßhandel ........................ 13 —

13 Handel mit Büchern, Kunstblät-
tern, Musikalien, Zeitungen und
Zeitschriften ................................ 18 14 15 11 9 6 10 14 5

14 Entfällt
15 Handel mit Juwelen, Gold-,

Silberwaren, Uhren, Gemälden,
Antiquitäten, Kunstgegenständen
und Briefmarken ......................... — 14 14 12 13 10 11 13 (4)

15 a Landesgremium Wien für den
Einzelhandel mit Juwelen, Gold-,
Silberwaren und Uhren .............. 16 —

15 b Landesgremium Wien für den
Großhandel mit Uhren und
Uhrenbestandteilen, Juwelen,
Gold-, Silberwaren, Edelsteinen
und Perlen ................................... 12

15 c Landesgremium Wien des Han-
dels mit alter und moderner
Kunst, Antiquitäten sowie Brief-
marken und Numismatika ......... 16 —

16 Eisenhandel ................................. — 25 20 15 17 13 14 17 8
16 a Landesgremium Wien für den

Eiseneinzelhandel ........................ 24 —
16 b Landesgremium Wien für den

Großhandel mit Stahl, Metallen
und Sanitärartikeln ..................... 12

16 c Landesgremium Wien für den
Eisenwarengroßhandel ................ 16

17 Maschinenhandel ........................ — 22 26 15 15 13 14 16 9
17 a Landesgremium Wien für den

Handel mit Büromaschinen, Bü-
roausstattung und Informations-
technik ......................................... 23

17 b Landesgremium Wien für den
Handel mit Maschinen und
Präzisionswerkzeugen ................. 24

17 c Landesgremium Wien für den
Handel mit technischem und
industriellem Bedarf .................... 14

18 Fahrzeughandel ........................... — 20 26 16 15 13 14 17 9
18 a Landesgremium Wien des Fahr-

zeughandels ................................. 26
18 b Großhandel mit Kraftfahrzeug-

Teilen und -Serviceeinrichtungen 13
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Anzahl der Mandate im Bereich der Kammer
Nr. Fachgruppe

_________________ ________Wien NÖ OÖ Sbg. Tir. Vbg. Ktn. Stmk. Bgld.

18 c Landesgremium Wien für den
Handel mit Fahrrädern, Mo-
peds, deren Bestandteilen und
Zubehör ....................................... 9

19 Handel mit photographischem,
optischem und ärztlichem Bedarf — 14 13 11 14 7 10 12 (4)

19 a Landesgremium Wien für den
Handel mit Waren für Photo,
Kino und Optik .......................... 13

19 b Landesgremium Wien für den
Handel mit ärztlichem, zahnärzt-
lichem und Laborbedarf ............. 12

20 Radio- und Elektrohandel ......... — 19 21 15 15 12 13 16 9
20 a Landesgremium Wien für den

Einzelhandel mit Elektrowaren,
Radioapparaten, deren Bestand-
teilen und Zubehör und Musik-
instrumenten ................................ 28

20 b Landesgremium Wien für den
Großhandel mit Elektrowaren,
Radioapparaten, deren Bestand-
teilen und Zubehör und Musik-
instrumenten ................................ 20

21 Holz- und Baustoffhandel ......... — 20 22 14 15 12 14 16 11
21 a Landesgremium Wien für den

Handel mit Holz ........................ 12
21 b Landesgremium Wien für den

Handel mit Baustoffen und
Flachglas ....................................:. 14

22 Brennstoffhandel ......................... — 13 12 9 5 5 9 12 5
22 a Landesgremium Wien für den

Einzelhandel mit Kohle und
anderen Brennstoffen ................. 9

22 b Landesgremium Wien für den
Großhandel mit Kohle und
anderen festen mineralischen
Brennstoffen ................................ 5

23 Handel mit Möbeln, Waren der
Raumausstattung und Tapeten .. 19 17 20 14 14 9 12 14 7

24 Sekundärrohstoffhandel, Recy-
cling und Entsorgung ................. 10 10 9 9 9 (1) (4) 10 (1)

25 Handel mit Drogen, Pharmazeu-
tika, Farben, Lacken und Chemi-
kalien ........................................... — 17 14 12 10 7 11 14 6

25 a Landesgremium Wien der Drogi-
sten und des Einzelhandels mit
Chemikalien ................................. 11

25 b Landesgremium Wien für den
Großhandel mit Pharmazeutika,
Drogen, Chemikalien und für
den Handel mit Farben und Lak-
ken ............................................... 16

26 Parfümeriewarenhandel .............. — 17 15 12 12 7 10 13 (3)
26 a Landesgremium Wien für den

Einzelhandel mit Parfümeriewa-
ren ................................................ 20
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Anzahl der
Nr.

26 b

27
28
28 a

28 b

29

29 a

29 b
30

30 a

30 b

31
31 a

31b

32

Fachgruppe

Landesgremium Wien für den
Großhandel mit Parfümeriewa-
ren ................................................
Mineralölhandel ..........................
Tabakverschleißer .......................
Landesgremium Wien der Tabak-
trafikanten ...................................
Fachvertretung Wien der Tabak-
verleger ........................................
Handelsvertreter, Kommissionäre
und Vermittler ............................
Versicherungsmakler und Versi-
cherungsagenten ..........................
Direktvertrieb ..............................
Markt-, Straßen- und Wander-
handel ..........................................
Landesgremium Wien des
Markt-, Straßen- und Wander-
handels mit Ausnahme des
Marktviktualienhandels ..............
Landesgremium Wien der Markt-
viktualienhändler .........................
Allgemeines Gremium ................
Landesgremium Wien für den
Handel mit Altwaren .................
Allgemeines Landesgremium
Wien ............................................
Warenhäuser ...............................

Wien

11
11
—

22

(1)

38

24
28

—

28

15
—

18

16
5

NÖ

14
20

22

16
25

16

20

(1)

IV Sektion Geld-, Kredit und

11
24

28

14
28

14

14

(D

Mandate im Bereich

Sbg.

10
14

17

14
16

11

14

——

Tir.

8
18

17

12
15

12

12

(D

Vbg.

6
10

12

9
12

6

6

——

der Kammer

Ktn.

10
15

15

12
14

10

12

—

Stmk.

12
18

17

14
19

14

14

(1)

Bgld.

5
12

7

(3)
8

8

(4)

——

Versicherungswesen

Fachvertretung

Anzahl der
Nr.

1

l a
2

3

4

5

6

7

8
9

Fachgruppe

Banken und Bankiers .................
Landes-Hypothekenbanken

Sparkassen ...................................
Kreditgenossenschaften nach dem
System Schulze-Delitzsch ...........

Kreditgenossenschaften nach dem
System Raiffeisen ........................

Versicherungsunternehmungen ..

Kleine Versicherungsvereine a. G.
und Berater in Versicherungsan-
gelegenheiten ...............................

Lotteriegeschäftsstellen ...............
Entfällt

Pensionskassen ............................

Wien

(4)
(3)

(3)

(2)

(2)

(3)

(2)

(2)

(3)

NÖ

(1)
—

(3)

(2)

(2)

(D

(D
(D

__

(2)
—

(2)

(2)

(2)

(2)

0)

(D

__

Mandate im Bereich

Sbg.

(D

(D

(D

(2)

(D

(1)

(1)

(D

Tir.

(1)
—
(1)
(1)
0)
(1)

(1)
(1)
_

Vbg.

U)

(D

(D

0)

(D

O)

(1)

_

der Kammer

Ktn.

O)

(D

(D

(2)

(D

(D

(D

Stmk.

(1)

(2)

(2)

(2)
(2)

(D
(1)

Bgld.

(1)

0)

0)

(2)

(1)

0)

(1)
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V Sektion Verkehr
Fachgruppenausschuß (Fachvertretung)

Anzahl der
Nr.

1
2
3
4
5
6

7
7a

7b

8
9

10

11

Fachgruppe.

Schienenbahnen ...........................
Schiffahrtsunternehmungen ........
Luftfahrtunternehmungen ...........
Seilbahnen ...................................
Spediteure ....................................
Beförderungsgewerbe mit Perso-
nenkraftwagen .............................
Güterbeförderungsgewerbe ........
Fachgruppe Wien für das Güter-
beförderungsgewerbe ..................
Fachgruppe Wien der Kleintrans-
portunternehmungen ...................
Autobusunternehmungen ............
Kraftfahrschulen .........................
Garagen-, Tankstellen- und Ser-
vicestationsunternehmungen .......
Allgemeine Fachgruppe des Ver-
kehrs ............................................

Wien

(4)
(4)
(4)
(1)
15

32
—

18

13
9
9

17

(4)

NÖ

(1)
(3)
(D
10
11

18
24

11
9

16

(4)

(3)
7

(2)
10
10

22
20

10
9

16

10

Mandate im

Sbg.

(2)
(3)
(3)
11
10

16
15

10
(3)

11

(4)

Tir.

(1)
(3)
(3)
12
5

22
16

7
(1)

10

5

Bereich

Vbg.

(1)
(D
(1)
10
9

12
13

9
9

9

(2)

der Kammer

Ktn.

(D
(4)
(1)
10
9

14
14

9
O)

11

(3)

Stmk.

(2)
(1)
(D

9
8

19
19

8
7

14

(4)

Bgld.

O)
(D
O)
O)
(2)

7
9

7
(1)

7

(1)

VI. Sektion Tourismus und Freizeitwirtschaft
Fachgruppenausschuß

Nr.

1
l a
1b

2
3

4
5
6
7

8
9

Fachgruppe

Gastronomie ................................
Fachgruppe Gastronomie Wien
Fachgruppe Wien der Kaffeehäu-
ser .................................................
Hotellerie .....................................
Heilbade-, Kur- und Krankenan-
stalten sowie Mineralquellenbe-
triebe ............................................

Bäder ............................................
Reisebüros ...................................
Vergnügungsbetriebe ..................
Lichtspieltheater und Audiovisi-
onsveranstalter .............................
Entfällt
Freizeitbetriebe ............................

0

Wien

_

40

28
13

10

11
13
11

10

21

(Fachvertretung)

Anzahl der

NÖ

40

24

(4)

13
11
11

7

16

40

24

(4)

10
10

(4)

9

15

Mandate im

Sbg.

24

26

10

10
11

(4)

(4)

14

Tir.

35

40

(4)

11
11
O)

9

14

Bereich

Vbg.

18

18

(3)

(4)
7

0)

(3)

10

der Kammer

Ktn.

27

24

9

11
9

(3)

5

14

Stmk.

40

24

(4)

11
10
(4)

9

16

Bgld.

18

12

(1)

(2)
(3)
(2)

(1)

(3)

Mandatsverteilung in den Sektionen

§ 2. Es ist eine gleiche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu wählen. Die Mandate des Sektionsobmannes
und seiner beiden Stellvertreter sind in der Mandatszahl nicht inbegriffen. Diese Mandate sind bei der
Ausschreibung der Wahlen in die Sektionsleitung und für die Ermittlung der Wahlzahl der Anzahl der
Mandate der zu wählenden Mitglieder zuzuschlagen.
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Nr

I.
II.
III.

IV

v
VI.

Sektion
Wien

Gewerbe und Handwerk
Industrie .......................................
Handel (davon entfällt ein Man-
dat auf ein Mitglied des Gre-
miums der Konsumgenossen-
schaften) ......................................
Geld-, Kredit- und Versiche-

Verkehr ........................................
Tourismus und Freizeitwirtschaft

26
26

26

13
13
17

Anzahl der

NÖ 00

18
18

18

9
9

12

18
18

18

9
9

12

Mandate im Bereich der Kammer

Sbg. Tir. Vbg. Ktn. Stmk.

12
12

12

6
6

12

12
12

12

6
6

12

6
6

6

3
3
6

12
12

12

6
6

12

18
18

18

9
9

12

Bgld.

6
6

6

3
3
3

Summe 121 84 84 60 60 30 60 84 27

Mandatsverteilung in den Fachverbänden

§ 3. Es ist eine gleiche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu wählen. Die Mandate des Vorstehers und
seiner beiden Stellvertreter sind in der Mandatszahl inbegriffen. Im Fachverbandsausschuß soll nach
Möglichkeit jedes Bundesland durch mindestens ein Mitglied vertreten sein. Für die genaue
Einzelbezeichnung ist die jeweils geltende Fachgruppenordnungsbestimmung maßgebend.

I. Sektion Gewerbe und Handwerk
Bundesinnungs(Fachverbands)ausschuß

Mandate

1. Baugewerbe ......................................................................................................................... 22
2. Steinmetzmeister .................................................................................................................. 15
3. Dachdecker und Pflasterer ................................................................................................. 15
4. Hafner, Platten- und Fliesenleger und Keramiker ........................................................... 15
5. Glaser .................................................................................................................................... 16
6. Maler, Lackierer und Schilderhersteller ............................................................................ 18
7 Bauhilfsgewerbe ................................................................................................................... 18
8. Zimmermeister ..................................................................................................................... 16
9. Tischler ................................................................................................................................. 22

10. Karosseriebauer und Wagner ............................................................................................. 12
11. Bodenleger ............................................................................................................................ 16
12. Bildhauer, Binder, Bürsten- und Pinselmacher, Drechsler, Korb- und Möbelflechter

sowie Spielzeughersteller ..................................................................................................... 12
13. Entfällt
14. Schlosser, Landmaschinenmechaniker und Schmiede ....................................................... 21
15. Spengler und Kupferschmiede ............................................................................................ 16
16. Sanitär- und Heizungsinstallateure .................................................................................... 18
17 Elektrotechniker, Radio- und Videoelektroniker .............................................................. 20
18. Kunststoffverarbeiter ........................................................................................................... 15
19. Metallgießer, Gürtler, Graveure, Metalldrücker, Metallschleifer und Galvaniseure ..... 15
20. Mechatroniker ...................................................................................................................... 17
21. Kraftfahrzeugtechniker ........................................................................................................ 19
22. Entfällt
23. Gold- und Silberschmiede, Juweliere und Uhrmacher ..................................................... 16
24. Musikinstrumentenerzeuger ................................................................................................ 9
25. Kürschner, Handschuhmacher und Gerber ...................................................................... 14
26. Lederwarenerzeuger, Taschner, Sattler und Riemer ........................................................ 12
27 Schuhmacher ........................................................................................................................ 18
28. Buchbinder, Kartonagewaren- und Etuierzeuger ............................................................. 15
29. Tapezierer und Dekorateure .............................................................................................. 16
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Mandate
30. Hutmacher, Modisten und Schirmmacher ........................................................................ 12
31. Kleidermacher ...................................................................................................................... 17
32. Mieder- und Wäschewarenerzeuger .................................................................................. 12
33. Sticker, Stricker, Wirker, Weber, Posamentierer und Seiler .......................................... 16
34. Müller ................................................................................................................................... 15
35. Bäcker ................................................................................................................................... 17
36. Konditoren (Zuckerbäcker) ................................................................................................ 16
37 Fleischer ................................................................................................................................ 18
38. Molkereien und Käsereien .................................................................................................. 15
39. Nahrungs- und Genußmittelgewerbe ................................................................................. 16
40. Gärtner und Floristen .......................................................................................................... 17
41. Druck .................................................................................................................................... 17
42. Fotografen ............................................................................................................................ 17
43. Chemische Gewerbe ............................................................................................................ 16
44. Friseure ................................................................................................................................. 20
45. Textilreiniger, Wäscher und Färber ................................................................................... 16
46. Rauchfangkehrer .................................................................................................................. 15
47 Bestattung ............................................................................................................................. 12
48. Immobilien- und Vermögenstreuhänder ............................................................................ 20
49. Augenoptiker, Orthopädietechniker, Bandagisten und Hörgeräteakustiker ................... 18
50. Zahntechniker ...................................................................................................................... 10
51. Fußpfleger, Kosmetiker und Masseure .............................................................................. 18
52. Werbung und Marktkommunikation ................................................................................. 20
53. Allgemeiner Fachverband .................................................................................................... 29
54. Technische Büros — Ingenieurbüros ................................................................................. 15
55. Unternehmensberatung und Datenverarbeitung ................................................................ 20

II. Sektion Industrie

Fachverbandsausschuß

Mandate
l Bergwerke und eisenerzeugende Industrie ........................................................................ 21
2. Erdölindustrie ....................................................................................................................... 13
3. Stein- und keramische Industrie ......................................................................................... 22
4. Glasindustrie ......................................................................................................................... 12
5. Chemische Industrie ............................................................................................................ 35
6. Papierindustrie ..................................................................................................................... 15
7 Papier und Pappe verarbeitende Industrie ........................................................................ 15
8. Audiovisions- und Filmindustrie ......................................................................................... 22
9 Sägeindustrie ........................................................................................................................ 20

10. Holzverarbeitende Industrie ............................................................................................... 23
11 Nahrungs- und Genußmittelindustrie (Lebensmittelindustrie) ......................................... 39
12. Ledererzeugende Industrie .................................................................................................. 6
13. Lederverarbeitende Industrie .............................................................................................. 12
14. Gießereiindustrie .................................................................................................................. 12
15. Metallindustrie ..................................................................................................................... 9
16. Maschinen- und Stahlbauindustrie ..................................................................................... 21
17 Fahrzeugindustrie ....................................:............................................................................ 14
18. Eisen- und Metallwarenindustrie ........................................................................................ 39
19 Elektro- und Elektronikindustrie ........................................................................................ 21
20. Textilindustrie .....................................:................................................................................ 32
21 Bekleidungsindustrie ............................................................................................................ 18
22. Gas- und Wärmeversorgungsunternehmungen .................................................................. 15
23. Bauindustrie .......................................................................................................................... 16
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III. Sektion Handel

Bundesgremialausschuß

Mandate
1. Lebensmittelhandel .............................................................................................................. 40
2. Entfällt
3. Konsumgenossenschaften .................................................................................................... 10
4. Landesproduktenhandel ....................................................................................................... 15
5. Viehhandel und Fleischgroßhandel .................................................................................... 14
6. Wein- und Spirituosengroßhandel ...................................................................................... 14
7 Außenhandel ........................................................................................................................ 20
8. Textilhandel .......................................................................................................................... 32
9. Schuhhandel ......................................................................................................................... 15

10. Handel mit Leder, Häuten, Rauhwaren und Tapeziererbedarf ..................................... 12
11 Lederwaren, Spielwaren- und Sportartikelhandel ............................................................. 33
12. Papierhandel ..................................................:...................................................................... 19
13. Handel mit Büchern, Kunstblättern, Musikalien, Zeitungen und Zeitschriften ............ 18
14. Entfällt
15. Handel mit Juwelen, Gold- und Silberwaren, Uhren, alter und moderner Kunst,

Antiquitäten sowie Briefmarken und Numismatika .......................................................... 19
16. Eisenhandel .......................................................................................................................... 30
17 Maschinenhandel ................................................................................................................. 26
18. Fahrzeughandel .................................................................................................................... 25
19 Handel mit photographischem, optischem und ärztlichem Bedarf ................................. 16
20. Radio- und Elektrohandel .................................................................................................. 24
21. Holz- und Baustoffhandel ................................................................................................... 21
22. Brennstoffhandel .................................................................................................................. 14
23. Handel mit Möbeln, Waren der Raumausstattung und Tapeten ................................... 19
24. Sekundärrohstoffhandel, Recycling und Entsorgung ....................................................... 15
25. Handel mit Drogen, Pharmazeutika, Farben, Lacken und Chemikalien ....................... 19
26. Parfümeriewarenhandel ....................................................................................................... 18
27 Mineralölhandel ................................................................................................................... 15
28. Tabakverschleißer ................................................................................................................ 22
29 Handelsvertreter, Kommissionäre und Vermittler ............................................................ 30
29 a. Versicherungsmakler und Versicherungsagenten .......................................................... 19
29 b. Direktvertrieb ................................................................................................................... 27
30. Markt-, Straßen- und Wanderhandel ................................................................................ 19
31. Allgemeines Bundesgremium .............................................................................................. 20
32. Warenhäuser ........................................................................................................................ 6

IV Sektion Geld-, Kredit- und Versicherungswesen

Fachverbandsausschuß

Mandate
1. Banken und Bankiers .......................................................................................................... 15
l a. Landes-Hypothekenbanken ............................................................................................. 11
2. Sparkassen ............................................................................................................................ 23
3. Kreditgenossenschaften nach dem System Schulze-Delitzsch ......................................... 9
4. Kreditgenossenschaften nach dem System Raiffeisen ...................................................... 13
5. Versicherungsunternehmungen ........................................................................................... 20
6. Kleine Versicherungsvereine a. G. und Berater in Versicherungsangelegenheiten ....... 18
7 Lotteriegeschäftsstellen ........................................................................................................ 16
8. Entfällt
9. Pensionskassen ..................................................................................................................... 9
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V Sektion Verkehr

Fachverbandsausschuß

Mandate
1. Schienenbahnen .................................................................................................................... .17
2. Schiffahrtsunternehmungen ................................................................................................. 12
3. Luftfahrtunternehmungen .................................................................................................... 12
4. Seilbahnen .......................................................:.................................................................... 14
5. Spediteure ............................................................................................................................. 14
6. Beförderungsgewerbe mit Personenkraftwagen ................................................................ 24
7 Güterbeförderungsgewerbe ................................................................................................. 22
8. Autobusunternehmungen ..................................................................................................... 14
9 Kraftfahrschulen .................................................................................................................. 12

10. Garagen-, Tankstellen- und Servicestationsunternehmungen ........................................... 17
11. Allgemeiner Fachverband des Verkehrs ............................................................................ 12

VI. Sektion Tourismus und Freizeitwirtschaft

Fachverbandsausschuß

Mandate
1. Gastronomie ......................................................................................................................... 40
2. Hotellerie .............................................................................................................................. 35
3. Heilbade-, Kur- und Krankenanstalten sowie Mineralquellenbetriebe ........................... 15
4. Bäder .................................................................................................................................... 16
5. Reisebüros ............................................................................................................................ 16
6. Vergnügungsbetriebe ........................................................................................................... 15
7 Lichtspieltheater und Audiovisionsveranstalter .................................................................. 15
8. Entfällt
9. Freizeitbetriebe ..................................................................................................................... 20
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Anlage 2

Amtlicher Stimmzettel

für
die Wahl in den Ausschuß

der Fachgruppe (Fachvertretung)...........................................................
am ............................................................................................................................

Listen- _ . , , w,..,. Für die gewählte Wählergruppe imBezeichnung der Wahlergruppe „& . . ,, - b yv
nummer ______________°_______° rr________ ____Kreis ein X einsetzen ___

Liste .......................................................................................... f \

1 V JVorzugsstimme: ............................................................. ^-—^

Liste .......................................................................................... f ^\
2 v yVorzugsstimme: ............................................................. ^—-^

Liste .......................................................................................... f ^\

3 v yVorzugsstimme: ............................................................. ^-^ ^

usw. / \

Streichungen:
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Anlage 3

Amtlicher Stimmzettel
für

die Wahl in den Ausschuß

der Fachgruppe (Fachvertretung)...........................................................
am ............................................................................................................................

Vom Wähler gewählte Wählergruppe

Erläuterung

Bitte im folgenden Kästchen
Bezeichnung der Wählergruppe oder deren Kurzbezeichnung

oder
Listennummer

oder
Bezeichnung eines, mehrerer oder aller Bewerber eintragen:

Vorzugsstimme:...............................................................................................................................................

Streichungen:
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WÄHLERLISTE

Anlage 4

Fachgruppenbezeichnung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Zu- und Vorname bzw. Firmenwort-
laut (Namenswortlaut) des wahlbe-
rechtigten Fachgruppenmitgliedes und

Anschrift des Unternehmens

•

Fort-
laufende
Nr. der
Wähler-

liste

Fort-
laufende
Nr. des
Abstim-
mungs-

verzeichnis-
ses

j

Wahl-
karte (W)

\nmerkungen

zB Kammermit-
glieds-Nr.,

Geburtsdatum oder
Vollmacht
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Anlage 5
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ABSTIMMUNGSVERZEICHNIS

Zweigwahlkommission ..............................................................

Bei Stimmabgabe für zwei oder mehrere Fachgruppen ist der Wähler zwei-
oder mehrfach einzutragen

Fortlaufende
Nummer

Zu- und Vorname des
wahlberechtigten

Fachgruppenmitgliedes
bzw. Firmenwortlaut

Summe:

Nurr
e

Gew.
u.

Handw.

imer d<
lie Stirr

Ind

r Fach
ime ab,

Handel

gruppe,
»egeber

GKV

für we
wurde

Verkehr

Iche

Touns
u Fzw.

Fortlaufende
Nummer

der Wähler-
liste

Anmerkungen

(V = Wahl-
vollmacht)
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Anlage 6

Amtlicher Stimmzettel

für die Wahl in den Ausschuß der (des)

am ............................................................................

Vom Wähler gewählte Wählergruppe

Bitte
Bezeichnung der Wählergruppe oder deren Kurzbezeichnung

oder
Listennummer

oder
Bezeichnung eines, mehrerer oder aller Bewerber eintragen:

Vorzugsstimme:...............................................................................................................................................

Streichungen:
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Anlage 7
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WAHLKARTENWÄHLER-
ABSTIMMUNGSVERZEICHNIS

für den Bereich der

WIRTSCHAFTSKAMMER

Bei Stimmabgabe für zwei oder mehrere Fachgruppen ist der Wähler zwei-
oder mehrfach einzutragen

Fortlaufende
Nummer

Zu- und Vorname des
wahlberechtigten

Fachgruppenmitgliedes
bzw. Firmenwortlaut

Summe:

Nun
e

Gew.

Handw

imer de
lie Stirr

Ind.

r Fach
ime ab;

Handel

gruppe,
;egeber

GKV

für we
wurde

Verkehr

Iche

Touris.
u Fzw

Anmerkungen
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Anlage 8

Unterschrift des Vorsitzenden der Wahlkommission sowie eines
Vertreters jeder in der Wahlkommission vertretenen Wählergruppe

gemäß § 31 Abs. l HKWO

Wahl in die Sektionsleitung

Nicht abtrennen!

Zu- und Vorname des Wählers

Firmawortlaut (Namenswortlaut)

Anschrift des Unternehmens

Straße

Ort mit
Postleitzahl
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Anlage 9

ABSTIMMUNGSVERZEICHNIS
Wahlkommissiori der Sektion ................................................................................

Fortlaufende
Fortlaufende Zu- und Vorname des Nummer ,. •

Nummer Wählers der Wähler- Anmerkungen
_____________ ______________________________ _____liste_____ __________
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787 Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die

Fachgruppenordnung geändert wird
Auf Grund des § 32 Abs. l des Handelskam-

mergesetzes, BGBl. Nr. 182/1946, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 958/1993, wird
verordnet:

Die Fachgruppenordnung, BGBl. Nr. 223/1947,
zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl.
Nr. 348/1993, wird wie folgt geändert:

1. Im § 6 Abs. l erster Satz ist nach dem Wort
„Fachgruppen" das Wort „(Fachvertretungen)"
einzufügen.

2. Im § 6 Abs. 2 erster Satz ist das Wort
„(Sektion)" durch die Worte „(Fachvertretung,
Sektion)" zu ersetzen.

3. Im § 11 Abs. 2 lit. a sind die Worte „und
seine Stellvertreter" zu streichen.

4. Im § 13 Abs. l ist zwischen der Ziffer „40"
und dem Wort „Mitgliedern" folgender Satzteil
einzufügen. „und weiteren, von den Wähler-
gruppen gemäß § 88 Abs. 4 HKG entsandten und
gemäß § 47 a Abs. l HKG kooptierten"

5. Im § 27 Abs. 2 lit. a sind die Worte „und
seine Stellvertreter" zu streichen.

6. § 27 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Bestimmungen des § 11 Abs. 3 und 4
und der §§12, 13, 16 und 17 finden sinngemäß
Anwendung. § 13 findet mit der Maßgabe
Anwendung, daß die Mindestzahl der Mitglieder
des Fachverbandsausschusses sechs beträgt und
dem Fachverbandsausschuß auch die von den
Wählergruppen in sinngemäßer Anwendung des
§ 96 a HKG entsandten und gemäß § 47 a Abs. l
HKG kooptierten Mitglieder angehören. § 16
Abs. l findet mit der Maßgabe Anwendung, daß
der Berufsgruppenausschuß drei bis zwölf Mit-
glieder umfassen kann."

7 Die Überschrift des § l des Anhanges der
Fachgruppenordnung lautet:

„ § 1 . S e k t i o n G e w e r b e u n d H a n d w e r k "

7 a. § l Abs. l des Anhanges der Fachgruppen-
ordnung lautet:

„(1) Im Bereich der Sektion Gewerbe und
Handwerk werden die Fachgruppen entweder mit
Landesinnung oder Fachgruppe und die Fach-
verbände entweder mit Bundesinnung oder Fach-
verband bezeichnet."

7 b. § l Abs. 2 Einleitungssatz des Anhanges der
Fachgruppenordnung lautet:

„(2) Für den Bereich der Sektion Gewerbe und
Handwerk werden folgende Bundesinnungen und
Fachverbände errichtet."

8. Im § l Abs. 2 Z1 des Anhanges der
Fachgruppenordnung tritt an die Stelle des Wortes
„Deichgräber" die Worte „Erdbau (Deichgräber)"

9. Im § l Abs. 2 Z 5 des Anhanges der
Fachgruppenordnung wird die Wortgruppe
„Erzeuger von Waren nach Gablonzer Art,"
gestrichen.

10. § l Abs. 2 Z 6 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„ 6 . B u n d e s i n n u n g d e r M a l e r , L a k -
k i e r e r u n d S c h i l d e r h e r s t e l l e r ,
umfassend.
Maler und Anstreicher,
Lackierer,
Schilderhersteller und
Vergolder und Staffierer."

11. Im § l Abs. 2 Z 7 des Anhanges der
Fachgruppenordnung werden die Wortgruppen
„Steinholzleger und Estrichhersteller," und
„Belagverleger (Verlegen, ausgenommen Verspan-
nen und Spalieren, von Belägen aus Kunststoff,
Gummi und Linoleum sowie von textilen Belä-
gen)," gestrichen.

12. § l Abs. 2 Z 11 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„11. B u n d e s i n n u n g d e r B o d e n l e g e r ,
umfassend:
Belagverleger (Verlegen, ausgenommen Ver-
spannen und Spalieren, von Belägen aus
Kunststoff, Gummi und Linoleum und
textilen Belägen) und
Steinholzleger und Estrichhersteller."

13. § l Abs. 2 Z 14 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„14. B u n d e s i n n u n g d e r S c h l o s s e r ,
L a n d m a s c h i n e n t e c h n i k e r u n d
S c h m i e d e , umfassend:
Schlosser (Aufzugbauer, Bauschlosser, Dre-
her, Kassenschlosser, Konstruktionsschlos-
ser, Kunstschlosser, Maschinenschlosser,
Metallbauer, Metallmöbelschlosser, Ofen-
und Herdschlosser, Schweißer, Stahlbau-
schlosser, Waagenhersteller, Werkzeugma-
cher, Werkzeugmaschineure, Erzeuger von
Armaturen),
Mühlenbauer,
Landmaschinentechniker (Landmaschinen-
erzeuger und Landmaschinenreparateure),
Schmiede (Fahrzeugfertiger, Fahrzeug-
schmiede, Federnschmiede, Huf- und Klau-
enbeschlag, Kunstschmiede, Reparatur-
schmiede, Zeugschmiede), Messerschmiede,
Erzeugung, Bearbeitung und Instandsetzung
von zivilen Waffen und Munition (Büch-
senmacher),
Dampfkesselerzeuger,
Drahtwarenerzeuger,
Feilenhauer und
Siebmacher."
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14. § l Abs. 2 Z 16 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„16. B u n d e s i n n u n g d e r S a n i t ä r - u n d
H e i z u n g s i n s t a l l a t e u r e , umfassend.
Gas- und Wasserleitungsinstallateure und
Zentralheizungs-, Warmwasserbereitungsan-
lagen- und Lüftungsanlagenbauer."

15. Im § l Abs. 2 Z 17 des Anhanges der
Fachgruppenordnung wird das Won „Elektro-
installateure" durch das Wort „Elektrotechniker"
ersetzt.

16. § l Abs. 2 Z 18 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„18. B u n d e s i n n u n g d e r K u n s t t o f f -
v e r a r b e i t e r , umfassend.
Verarbeitung von Kunststoffen aller Art
unter Einsatz branchenüblicher Verfahren,
wie Kunststoffpresser, Kunststoffspritzer,
Kunststoffhalbzeughersteller, Kunststoff -
halbzeugverarbeiter (spanabhebende Kunst-
stoffverarbeitung), GFK-Verarbeiter (Lami-
nierer), Kunststoffblaser, Kunststoffkalan-
drierer, Kunststoffextrudierer, Kunststoff-
gießer, Kunststoffschweißer, Kunststoff-
warmverformer, Schäumer, Strangzieher,
Oberflächenveredler (Prägen und Drucken)
und Granulierer."

17 § l Abs. 2 Z 20 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„20. B u n d e s i n n u n g d e r M e c h a t r o n i -
ker, umfassend:
Mechaniker, Feinmechaniker, Elektromecha-
niker,
Elektroniker und Elektromaschinenbauer,
Maschinenbauer, Dreher, Büromaschinen-
mechaniker, Nähmaschinenmechaniker,
Fahrradmechaniker, Werkzeugmechaniker
(Feinwerkzeugmacher),
Erzeuger chirurgischer und medizinischer
Instrumente, Kälteanlagentechniker,
Luftfahrzeugmechaniker,
Aufstellung von Anlagen zur Erzeugung
künstlicher Kälte,
Maschinen- und Fertigungstechniker und
Bürokommunikationstechniker."

18. § l Abs. 2 Z 21 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„ 2 1 B u n d e s i n n u n g d e r K r a f t f a h r -
z e u g t e c h n i k e r , umfassend.
Kraftfahrzeugmechaniker,
Kraftfahrzeugelektriker,
Vulkaniseure,
Zylinder- und Kurbelwellenschleifer und
Kraftfahrzeugtechniker."

19 § l Abs. 2 Z 23 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„23. B u n d e s i n n u n g d e r G o l d - u n d
S i l b e r s c h m i e d e , J u w e l i e r e u n d
U h r m a c h e r , umfassend.

Gold- und Silberschmiede und Juweliere,
Gold-, Silber- und Metallschläger,
Uhrmacher und
Erzeuger von Waren nach Gablonzer Art."

20. § l Abs. 2 Z 24 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„24. B u n d e s i n n u n g d e r M u s i k i n s t r u
m e n t e n e r z e u g e r , umfassend:
Orgelbauer,
Klaviermacher, Klavierstimmer,
Streich- und Saiteninstrumentenerzeuger,
Schlaginstrumentenerzeuger,
Holzblasinstrumentenerzeuger,
Blechblasinstrumentenerzeuger,
Harmonikamacher,
Saitenerzeuger und
Erzeuger von sonstigen Musikinstrumenten
und Musikspielwerken a|ler Art."

20 a. § l Abs. 2 Z 26 des Anhanges der
Fachgruppenordnung lautet:

„26. B u n d e s i n n u n g d e r L e d e r w a r e n
e r z e u g e r , T a s c h n e r , S a t t l e r u n d
R i e m e r , umfassend:
Taschner, Riemer, Peitschenmacher, Sattler
und Pferdegeschirrmacher,
Lederwarenerzeuger,
Erzeuger von Fußbällen und Hundesport-
artikeln,
Kunstlederwarenerzeuger,
Ledergalanteriewarenerzeuger,
Erzeuger von Fechtartikeln und
Fahrzeugsattler."

21. § l Abs. 2 Z 29 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„ 2 9 B u n d e s i n n u n g d e r T a p e z i e r e r
u n d D e k o r a t e u r e , umfassend:
Tapezierer,
Dekorateure,
Bettwarenerzeuger, Bettwarenreiniger,
Segelmacher, Zelterzeuger."

22. § l Abs. 2 Z 42 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„42. B u n d e s i n n u n g d e r F o t o g r a f e n ,
umfassend.
Fotografen,
Pressefotografen,
Herstellung von Paßbildern mittels fix
montierter Sofortbildkamera,
Mikroverfilmer,
Fotokopierer,
Erzeuger von Laufbildern einschließlich
Videofilmen und deren Bearbeitung,
Lichtpauser,
Aufsteller von Foto- und Fotokopierautoma-
ten oder sonstigen auf dem Verfahren der
Fotografie beruhenden Automaten,
Fotoagentur und
Bildagentur."
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23. § l Abs. 2 Z 48 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„48. B u n d e s i n n u n g d e r I m m o b i l i e n
u n d V e r m ö g e n s t r e u h ä n d e r , umfas-
send.
Immobilienmakler,
gewerbliche Bauträger,
Immobilienverwalter,
Versteigerer beweglicher Sachen,
Inkassoinstitute und
Ausgleichsvermittler."

24. § l Abs. 2 Z 49 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„49. B u n d e s i n n u n g d e r A u g e n o p t i
ker, O r t h o p ä d i e t e c h n i k e r , B a n
d a g i s t e n u n d H ö r g e r ä t e a k u s t i -
ker, umfassend:
Optiker und Glasaugenerzeuger,
Kontaktlinsenoptiker,
Hörgeräteakustiker,
Bandagisten,
Orthopädietechniker und
Augenoptiker."

25. § l Abs. 2 Z 53 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„53. A l l g e m e i n e r F a c h v e r b a n d d e s
G e w e r b e s , umfassend:
Alle Berufsgruppen, die nicht ausdrücklich
oder dem Sinne nach einer Bundesinnung
oder einem anderen Fachverband im Bereich
der Sektion Gewerbe angehören, insbeson-
dere
Abdecker,
Abfüller und Abpacker,
Adressenbüros,
Altölsammler und -verwerter,
Arbeitsvermittler,
Auskunfteien über Kreditverhältnisse,
Bergungstauchunternehmen,
Berufsdetektive,
Bewachungsgewerbe,
Betreiber von Brückenwaagen,
Eheanbahnung und Partnervermittlung,
Entrümpler,
Graphologen,
Holzakkordanten,
Holzschlägerer,
Holzzerkleinerer,
Hundeschur- und Trimmanstalten,
Kanalräumer (Entsorger), soweit es sich
nicht um konzessionierte Unternehmungen
nach dem Güterbeförderungsgesetz, BGBl.
Nr. 63/1952, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 222/1994, handelt,
Lohnunternehmer im Bereich der Landwirt-
schaft (Lohndrescher, -ackerer ua.),
Lebens- und Sozialberater,
Lohnbrütereien und Brutanstalten,
Parkplatzbewacher,
Personalbereitsteller,

Privatgeschäftsvermittler,
Renn- und Reitpferdetrainer,
Sonderabfallsammler und -beseitiger,
Sportartikelvermieter,
Vermieter von Tiefkühlanlagen,
Vermieter von Reittieren,
sonstige Verleiher und Vermieter, die nicht
ausdrücklich oder dem Sinne nach einer
Bundesinnung oder einem anderen Fach-
verband angehören,
Vermögensberater und Verwalter von
beweglichem Vermögen,
Viehschneider und
Zeichenbüros."

26. § l Abs. 4 Abschnitt G des Anhanges der
Fachgruppenordnung entfällt.

27 § l Abs. 7 des Anhanges der Fachgruppen-
ordnung entfällt.

28. Im § l Abs. 9 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung entfällt das Wort „Niederöster-
reich,"

29. § 2 Abs. l Z 11 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„11. F a c h v e r b a n d d e r N a h r u n g s -
u n d G e n u ß m i t t e l i n d u s t r i e
( L e b e n s m i t t e l i n d u s t r i e ) , umfassend
die Unternehmungen der Nahrungs- und
Genußmittelindustrie, insbesondere die
Unternehmungen der
alkoholfreien Erfrischungsgetränkeindustrie,
Aromen- und Essenzenindustrie,
Backmittelindustrie, einschließlich der Back-
und Puddingpulverindustrie,
Brauereien,
Brotindustrie,
Diätnahrungsmittelindustrie, insbesondere
der Kindernährmittelindustrie,
Essigindustrie,
Fettschmelzindustrie,
Fischindustrie,
Fleischwarenindustrie,
Fruchtsaftindustrie,
Futtermittelindustrie,
Geflügelschlacht- und Verarbeitungsindu-
strie (Geflügelindustrie),
Gewürzindustrie,
Hefeindustrie,
Kaffeemittelindustrie,
Kaffeeröstindustrie,
Kühlindustrie,
Malzindustrie,
Milch- und Käseindustrie,
Mühlenindustrie,
Obst- und Gemüseveredelungsindustrie,
Sekt- und Süßweinindustrie,
Senfindustrie,
Speiseeisindustrie,
Speiseöl- und Fettindustrie,
Spiritusindustrie,
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Spirituosenindustrie,
Stärkeindustrie,
Suppenindustrie,
Süßwarenindustrie,
Tabakwarenindustrie,
Teigwarenindustrie,
Tiefkühlindustrie und
Zuckerindustrie."

30. § 2 Abs. l Z 19 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„ 1 9 F a c h v e r b a n d d e r E l e k t r o - u n d
E l e k t r o n i k i n d u s t r i e , umfassend die
Unternehmungen folgender Erzeugungsge-
biete:
Industrielle Erzeugung von elektrotechni-
schen und elektronischen Geräten und
Einrichtungen und Errichtung elektrotech-
nischer und elektronischer Anlagen, insbe-
sondere
zur Elektrizitätserzeugung, -Umwandlung
und -speicherung,
zur Elektrizitätsverteilung und -fortleitung,
Elektrogeräte für Be- und Verarbeitung,
Elektrohaushalts- und Elektrowärmegeräte,
Beleuchtungstechnik,
Informations- und Kommunikationstechnik,
Signal- und Sicherungstechnik,
Audio- und Videotechnik, Unterhaltungs-
elektronik,
Elektromechanische, elektronische, optoelek-
tronische Bauelemente und Baugruppen,
Meß- und Prüftechnik, Elektrizitätszähler,
Regelungs-, Steuerungs- und Automatisie-
rungstechnik und
Elektromedizin."

31 Im § 2 Abs. 2 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung wird nach dem Wort „Unter-
verbänden" das Wort „(Berufsgruppen)" eingefügt.

32. § 3 Abs. 2 Z 13 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„13. B u n d e s g r e m i u m d e s H a n d e l s
m i t B ü c h e r n , K u n s t b l ä t t e r n ,
M u s i k a l i e n , Z e i t u n g e n u n d Zeit-
schriften, umfassend.
Handel mit Büchern, Musikalien, Kunstblät-
tern (Reproduktionen),
Großhandel mit Zeitungen und Zeitschrif-
ten,
Leihbibliotheken und Lesezirkel,
Buch- und Kunstverlag,
Musikalienverlag,
Bühnenvertrieb,
Sammeln von Bestellungen auf periodische
Druckwerke bei Privatpersonen und
Kleinhandel mit Druckwerken und Dar-
stellungen gemäß § 158 Z 3 und 4
GewO 1994, BGBl. Nr. 194, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994."

33. § 3 Abs. 2 Z 24 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„24. B u n d e s g r e m i u m d e s S e k u n d ä r -
r o h s t o f f h a n d e l s , R e c y c l i n g u n d
E n t s o r g u n g , umfassend.
Handel mit Sekundärrohstoffen (Alt- und
Abfallstoffen)."

34. § 3 Abs. 2 Z 29 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„ 2 9 B u n d e s g r e m i u m d e r s e l b s t ä n d i
g e n H a n d e l s v e r t r e t e r u n d V e r -
m i t t l e r , umfassend:
Handelsvertreter,
Geld- und Kreditvermittler und
Kommissionäre."

35. § 3 Abs. 2 Z 29 b des Anhanges der
Fachgruppenordnung lautet:

„29 b . B u n d e s g r e m i u m des D i r e k t -
v e r t r i e b e s , umfassend.
Vermittler von Warenhandelsgeschäften
zwischen Gewerbetreibenden und Ver-
brauchern gemäß § l KSchG, BGBl.
Nr. 140/1979, und Warenpräsentato-
ren."

36. § 3 Abs. 4 Abschnitt K lit. a des Anhanges
der Fachgruppenordnung lautet:

,,a) L a n d e s g r e m i u m W i e n d e s
F a h r z e u g h a n d e l s , umfassend.
Handel mit Automobilen und Motorrä-
dern und deren Bereifung,
Handel mit Flugzeugen und motorbe-
triebenen Wasserfahrzeugen und
Einzelhandel mit Automobil- und Motor-
radteilen, Automobil- und Motorradzu-
behör und mit Bestandteilen und Zube-
hör für Flugzeuge und motorbetriebene
Wasserfahrzeuge."

37 § 4 Z l des Anhanges der Fachgruppen-
ordnung lautet:

„l Fachverband der Banken und
Bankiers:
für Aktienbanken, sofern sie nicht ausdrück-
lich einem anderen Fachverband angehören
(wie zB nach Einbringung des Bankbetriebes
gemäß § 92 des Bankwesengesetzes (BWG),
BGBl. Nr. 532/1993, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 639/1993 und
BGBl. Nr. 917/1993, dem Fachverband der
einbringenden Bank),
Bankiers,
sonstige Aktiengesellschaften und Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung mit
Genehmigung auf Grund des Bankwesenge-
setzes und Finanzinstitute gemäß § l Abs. 2
Z 2 BWG, sofern sie nicht ausdrücklich
einem anderen Fachverband angehören,
die österreichische Postsparkasse,
freie Makler gemäß dem Börsegesetz, BGBl.
Nr. 555/1989, in der Fassung des Bundes-
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gesetzes BGBl. Nr. 529/1993,
Pfandleihunternehmungen,
die Bausparkasse der Gemeinschaft der
Freunde Wüstenrot gemeinnützige registrier-
te Genossenschaft mit beschränkter Haf-
tung."

38. § 4 Z l a des Anhanges der Fachgruppen-
ordnung lautet:
„ l a . F a c h v e r b a n d der L a n d e s - H y p o -

t h e k e n b a n k e n :
für Landes-Hypothekenbanken,
die Pfandbriefstelle der österreichischen
Landes-Hypothekenbanken,
die Hypo-Kapitalanlagengesellschaft mit
beschränkter Haftung und
die Hypo-Bausparkassen-Aktiengesellschaft."

39. § 4 Z 2 des Anhanges der Fachgruppen-
ordnung lautet:

„ 2 . F a c h v e r b a n d d e r S p a r k a s s e n ,
für Sparkassen,
die Giro-Credit Bank Aktiengesellschaft der
Sparkassen,
die Bausparkasse der Österreichischen Spar-
kassen-Aktiengesellschaft und
die Bank der Tiroler Sparkasse in Jungholz-
Aktiengesellschaft. "

40. § 4 Z 3 des Anhanges der Fachgruppen-
ordnung lautet:

„ 3 . F a c h v e r b a n d d e r K r e d i t g e n o s -
s e n s c h a f t e n n a c h d e m S y s t e m
S c h u l z e - D e l i t z s c h .
für Kreditgenossenschaften nach dem
System Schulze-Delitzsch,
die österreichische Volksbanken-Aktienge-
sellschaft,
die Allgemeine Bausparkasse registrierte
Genossenschaft mit beschränkter Haftung
und
Bausparkassen, sofern sie nicht einem
anderen Fachverband angehören."

41. § 4 Z 4 des Anhanges der Fachgruppen-
ordnung lautet:

„ 4 . F a c h v e r b a n d d e r K r e d i t g e n o s -
s e n s c h a f t e n n a c h d e m S y s t e m
R a i f f e i s e n :
für Raiffeisenbanken und Raiffeisenlandes-
banken einschließlich der Raiffeisen Zentral-
bank Österreich-Aktiengesellschaft und
die „Raiffeisen" Bausparkasse Gesellschaft
mit beschränkter Haftung."

42. Die Überschrift des § 6 des Anhanges der
Fachgruppenordnung lautet:

„§ 6 . S e k t i o n T o u r i s m u s und F r e i
Z e i t w i r t s c h a f t "

43. Im § 6 Abs. l erster Satz des Anhanges der
Fachgruppenordnung wird das Wort „Fremden-
verkehr" durch die Worte „Tourismus und
Freizeitwirtschaft" ersetzt.

44. § 6 Abs. l Z l des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„ 1 . F a c h v e r b a n d G a s t r o n o m i e :
für Gastgewerbebetriebe, insbesondere für
Gasthäuser und Restaurants (einschließlich
Bahnhofs-, Schiffs- und Flughafenrestaurants
und Grill- und Spezialitätenrestaurants),
Gasthöfe mit höchstens acht Gästebetten,
Rasthäuser (Raststätten) mit höchstens acht
Gästebetten,
Kaffeehäuser, Kaffeerestaurants,
Espressobetriebe, Kaffeekonditoreien und
Stehkaffeeschenken,
Weinstuben, Weinschenken,
Bierstuben (Pubs),
Branntweinschenken,
Bars (Tanzbars), Diskotheken,
Imbißstuben,
Jausenstationen,
Büffets aller Art (einschließlich Tankstellen-
buffets),
Kantinen, Werksküchen, Mensabetriebe,
Eissalons, Eisdielen,
Milchtrinkstuben,
Lieferküchen, Partyservice und
für das freie Gewerbe der Verabreichung
von Speisen und des Ausschanks von
Getränken (zB Würstelstände)."

45. § 6 Abs. l Z 2 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„2. F a c h v e r b a n d H o t e l l e r i e :
für Gastgewerbebetriebe, insbesondere für
Hotels,
Gasthöfe mit mehr als acht Gästebetten,
Rasthäuser mit mehr als acht Gästebetten,
Pensionen,
Pensionate,
Fremdenheime (Miethäuser),
Altersheime, Kinderheime und
das freie Gewerbe der Beherbergung von
Gästen (zB Schutzhütten), Frühstückspen-
sionen bis zehn Betten."

46. § 6 Abs. l Z 3 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„ 3 . F a c h v e r b a n d d e r H e i l b a d e - ,
K u r - u n d K r a n k e n a n s t a l t e n
u n d d e r M i n e r a l q u e l l e n b e t r i e -
be:
für Privatkrankenanstalten,
Heil- und Pflegeanstalten,
Sanatorien,
Säuglingsheime,
Heilbadeanstalten,
Kuranstalten und in der Rechtsform von
Krankenanstalten betriebene Ambulatorien
zum Zweck der Untersuchung oder Behand-
lung, Heilquellen-, Mineralwasser- und
Tafelwasserbetriebe (einschließlich Abfüll-
und Versandbetriebe),
Betriebe zur Gewinnung und Versendung
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natürlicher Heilmittel (zB Moore, Schlämme
usw.) und
Pflegeheime."

47 § 6 Abs. 1 Z 5 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„ 5 . F a c h v e r b a n d d e r R e i s e b ü r o s :
für Unternehmungen mit Berechtigungen für
das Reisebürogewerbe gemäß § 166 GewO
1994, BGBl. Nr. 194, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994, und
sonstigen Berechtigungen für freie Reise-
bürotätigkeiten."

48. § 6 Abs. l Z 9 des Anhanges der Fach-
gruppenordnung lautet:

„ 9 F a c h v e r b a n d d e r F r e i z e i t b e t r i e -
be:
für alle Unternehmungen des Tourismus und
der Freizeitwirtschaft, die nicht ausdrücklich
oder dem Sinne nach einem anderen
Fachverband zuzuordnen sind, wie zB
Künstlervermittler (Konzert-, Bühnen-,
Film-, Musiker- und Artistenvermittler),

Vermittler von Fotomodellen, Konzertdi-
rektionen, Konzertbesorger, Buchmacher
und Wettkommissionäre, Betriebe von Eis-
laufplätzen, von (Tisch-)Tennisplätzen,
Golf- und Minigolfplätzen, Campingplät-
zen, Bootsvermieter, Vermieter von Segel-
jachten, Vermieter von Bootsplätzen, Ver-
mieter von 2elt-(Camping-)Plätzen, Theater-
kartenbüroinhaber, Spielbanken (Kasinos),
Spielautomatenaufsteller (ausgenommen
Inhaber von Vergnügungsunternehmungen
pratermäßiger Art oder von gastgewerbli-
chen Betrieben, wenn sie höchstens acht
Spielautomaten als Nebenbetrieb halten),
Spielautomatenvermieter, Garderobehalter,
Gepäck- und Fahrradaufbewahrer und
Gewerbetreibende, die ihre persönlichen
Dienstleistungen anbieten (zB Fremdenfüh-
rer und Dienstmänner), Reisebetreuer,
Tanzschulen und Begleitagenturen."

Schüssel


